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NATIONALER SOZIALISMUS IN ÖSTERREICH VOR 1918 

I n den letzten Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg gelangten viele öster­

reichische Arbeiter tschechischer und deutscher Nationalität zu der Überzeugung, 

daß ihre soziale und wirtschaftliche Not nur im Rahmen eines Nationalstaats be­

hoben werden könne, nicht aber in einem übernationalen Staatsverband, der 

Nationalitäten von so unterschiedlicher Tradition, d. h. von solcher Verschieden­

artigkeit des kulturellen und sozialen Entwicklungsstandes vereinigte. Zwar waren 

zwei Drittel der organisierten österreichischen Arbeiterschaft Sozialdemokraten, doch 

eine ganze Anzahl von ihnen verhielt sich zur nationalen Bewegung opportunistisch. 

Enttäuscht durch das Unvermögen der Sozialdemokratie, ihre politischen Zusagen 

gegenüber der Arbeiterschaft einzulösen, wandten sich einzelne Arbeiterführer 

tschechischer wie deutscher Nationalität von ihr ab und gingen auf die Suche nach 

neuen radikalen Ideen, die zu tatkräftigerem Handeln anspornen mochten. Einige 

von ihnen glaubten, daß eine Zusammenarbeit mit den nationalistischen radikal­

demokratischen Parteien eine Alternative zur marxistischen Reformpolitik dar­

stelle. Die anderen setzten ihre Hoffnungen auf die Gründung einer neuen Partei, 

die national und sozialistisch zugleich sein sollte. Auf Grund dieser Vorstellung kam 

es bei den Tschechen 1898 zur Gründung des Ceska Strana Narodni Socialni. Auf 

deutscher Seite trat eine ähnliche Gruppe 1904 in Trautenau zusammen und be­

gründete die Deutsche Arbeiterpartei. 

Ein Parteimitglied stellte später fest, die bei der Gründung maßgebenden Persön­

lichkeiten seien „alle Arbeiter" gewesen1. In der Tat handelte es sich in allen Fällen 

u m Lohnarbeiter in Fabriken oder kleineren Handwerksbetrieben. Was ihre soziale 

Stellung angeht, so unterschieden sie sich von der Mehrzahl der sozialdemokratischen 

Gewerkschaftsführer nicht. Das Organisationskomitee der Partei bestand aus Ferdi­

nand Burschofsky (Mährisch-Trübau), Hans Knirsch (damals in Linz), Josef Heid­

laus (Brüx), Karl Proch (Teplitz), Anton Grimm (Karlsbad), Josef Pfeiffer (Reichen­

berg), Isidor Knirsch (Gablonz), Franz Höger (Arnau), Josef Richter (Sternberg), 

Franz Gottwald (Brünn), Karl Löwe (Jägerndorf), Hans Feller (Graz) und Gustav 

Ainspinner (Klagenfurt)2. Der grundsätzliche Teil des von ihnen vorgelegten 

„Trautenauer Programms", das die Grundlagen und Ziele der neuen Partei um­

riß, spiegelt die proletarische Herkunft der Verfasser wie insbesondere die Tatsache 

wider, daß sie aus vorwiegend deutsch-böhmischen Industrieorten stammten, in 

1 Alois Ciller, Die Vorläufer des Nationalsozialismus (Wien 1932), S. 43. 
2 Ebenda. 
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denen noch in jüngster Zeit eine starke tschechische Einwanderung stattgefunden 

hatte. Das Programm führte aus 3 : 

„Wir sind eine freiheitliche nationale Partei, welche mit aller Schärfe die re­
aktionären Bestrebungen, die feudalen, klerikalen und kapitalistischen Vorrechte 
sowie jeden fremdvölkischen Einfluß bekämpft. 

Die Geltendmachung von Arbeit und Wissen in Staat und Gesellschaft ist das 
Ziel — die wirtschaftliche und politische Organisation des arbeitenden deutschen 
Volkes das Mittel zur Erreichung dieses Zieles der Deutschen Arbeiterpartei." 

Allgemein-politisch, so hieß es im Programm weiter, gehe es u m „die freie Ent­

wicklung des Volkswesens" in einem einheitlich organisierten demokratischen und 

deutschen Staat. Die Wirtschaftspolitik solle „sich den Interessen der großen Volks­

massen" anpassen, das kulturelle Leben mit der demokratischen und nationalen 

Entwicklung des Deutschtums in Einklang stehen. 

I m wesentlichen folgte dieses Programm in seinen Forderungen denen des Linzer 

Programms von 1882, mit dem eine radikal-demokratische Gruppe, die sich von den 

deutschen Altliberalen abgewendet hatte, hervorgetreten war und worin sie grund­

legende Verfassungsreformen verlangte, u m den deutschen Charakter des kaiser­

lichen Österreich zu gewährleisten. Auch das Trautenauer Programm erstrebte die 

Personalunion mit Ungarn, die Sonderstellung Galiziens und der Bukowina, die 

gesetzliche Festlegung der deutschen Staatssprache, die Einführung des allgemeinen, 

gleichen und direkten Wahlrechts, die nationale Abgrenzung der Wahlkreise, eine 

durchgreifende Ausdehnung der politischen Selbstverwaltung, dreijährige Parla­

mentsperioden, freies Vereins- und Versammlungsrecht sowie Rede- und Presse­

freiheit. Daneben trat man für das Verbot politischen Drucks auf die Arbeiterschaft 

von seiten der Unternehmer, für die Abschaffung der Ausnahmegesetzgebung 

nach § 14 des Staatsgrundgesetzes und für eine umfassende Sozialgesetzgebung ein, 

die die Arbeitsverhältnisse regeln und das Versicherungswesen der Industrie­

arbeiterschaft reformieren sollte. Ferner forderte man ein Arbeitsministerium und 

auf kulturellem Gebiet die vollständige Trennung von Staat und Kirche, die Ver­

besserung der Rechtsstellung der Frau, die Liberalisierung des Schulwesens „im 

Sinne des modernen Volksgeistes" und die Umwandlung der stehenden Armee in 

ein „Volksheer". 

Diese Zielsetzungen der DAP verließen nicht die Linie des Linzer Programms, 

das seit langem die Politik der bürgerlichen Gruppen, insbesondere der 1895 ge­

gründeten Deutschen Volkspartei bestimmte. Sie brachten aber der deutschnatio­

nalen Arbeiterschaft zum Bewußtsein, daß ihre Interessen weder mit denen der 

radikaldemokratischen Alldeutschen noch denen der Sozialdemokraten überein­

stimmten. Das Programm war ein Schritt zu einer unverhüllten nationalsozialisti­

schen Ideologie, die auf öffentliche Wirkung rechnen konnte. 

3 Zitiert nach Ferdinand Burschofsky, Beiträge zur Geschichte der Deutschnationalen 
Arbeiterbewegung, 2 Bde. in 1 Bd., Hohenstadt 1913; II, S. 55ff.; Ciller a. a. O., S. 41 f. 
Deutsche Arbeiterstimme (Gablonz), 3. 10. 1906, S. 1. 
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Die Sozialdemokraten ihrerseits zogen die unbestimmten Versprechungen und 
die verworrenen und häufig widerspruchsvollen Zielsetzungen der DAP bewußt ins 
Lächerliche. Sie machten darauf aufmerksam, daß die Forderung nach „Geltend­
machung von Arbeit und Wissen in Staat und Gesellschaft" einer näheren Erklä­
rung bedürftig sei, daß „die soziale Hebung der Arbeiterschaft" ohne eine Bestim­
mung des Lohnniveaus, auf das dieser Aufstieg erfolgen sollte, keinen Sinn gebe, 
daß schließlich Ausdrücke wie „wirtschaftliche und soziale Ungerechtigkeit", „ehr­
liche produktive Arbeit" und „fremdvölkischer Einfluß" definiert werden müßten. 
Sie kritisierten, daß liberale Ideen wie der Glaube an den freien Markt der Pro­
duktivkräfte, die staatsbürgerliche Gleichheit usw., mit der Ablehnung der liberalen 
Laissez-faire-Politik4 widerspruchsvoll vermischt würden. Andererseits bezeichneten 
Schönerer und seine Parteigänger im Ärger über den Abfall ihrer Anhängerschaft in 
der Arbeiterklasse das Trautenauer Programm als „schwarz-gelb" und behaupteten, 
alles Fortschrittliche darin sei vom Egerer Programm von 1899 übernommen, das 
aus einer Zeit stammte, als Schönerer noch Führer und Initiator der nationalen 
Arbeiterbewegung gewesen war5. 

Das Programm versuchte, Zukunftsziele darzulegen und doch unter den be­
stehenden Verhältnissen praktisch anwendbar zu sein; es war gemäßigt und refor­
mistisch im Ton, aber schloß als Fernziel eine durchgreifende gesellschaftliche Um­
wälzung ein. Es war antimarxistisch und antikapitalistisch, wandte sich gegen aus­
ländische Einflüsse wie gegen die österreichische Tradition. Der Sache nach richtete 
es sich im wesentlichen gegen die bestehenden sozialen Verhältnisse. Es verwarf alle 
Elemente einer ideologischen Theorie, die nicht die konkreten materiellen Inter­
essen der deutschen Bevölkerung auf einen gemeinsamen und vereinfachenden 
Nenner zu bringen geeignet waren. Für die rational eingestellten Sozialdemokraten 
mußte ein solches politisches Programm, das nicht auf eine klare und historisch 
fundierte Gesellschaftstheorie zurückging, absurd erscheinen. 

Von den Parteigründern war Ferdinand Burschofsky, dessen 1913 veröffentlichte 
Memoiren ihn als gewissenhaften, wenn auch nicht gerade einfallsreichen und 
temperamentvollen Gewerkschaftler zeigen, der älteste und besaß die größte poli­
tische Erfahrung. Aber die hervorstechendste Persönlichkeit des Kreises war Hans 
Knirsch (1877-1936)6; er entstammte einer mährischen Weberfamilie und wurde 
selbst im 14. Lebensjahr Weberlehrling. Die konkrete Erfahrung der nieder­
drückenden Armut in den kleinen Textilbetrieben Böhmens und Mährens führte 
ihn zum Sozialismus. Ebenso wie Burschofsky erblickte er die Hauptsache der Not 
in der tschechischen Einwanderung. Nach seinem Militärdienst war er mit Bur­
schofsky zusammen im Mährisch-Trübauer Verband tätig; 1899 beteiligte er sich 
mit Burschofsky und Franz Stein maßgeblich an der Einberufung des Egerer Kon-

4 Der Freigeist (Reichenberg), 23. 8. 1904, S. 1. 
5 Eduard Pichl (Pseud. Herwig), Georg von Schönerer und die Entwicklung des Alldeutsch­

tums in der Ostmark, 2. Aufl., 6 Bde., Oldenburg-Berlin 1938; VI, S. 228. 
6 Vgl. Rudolf Zeidler, Hans Knirsch, ein sudetendeutscher Edelmensch (Schwerin/ Meck­

lenburg 1938) passim. 
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gresses der deutschen nationalen Arbeitervereine. Er arbeitete danach für kurze 

Zeit wieder als Weber in Linz, das damals ein Zentrum des deutschen Nationalis­

mus und zugleich eine sozialdemokratische Hochburg war. 

Während seines Linzer Aufenthalts, scheint er auf den Gedanken gekommen 

zu sein, das demokratische antiliberale Programm der radikalen Nationalisten mit 

dem antikapitalistischen der Sozialdemokratie zu verbinden. Seit 1904 gehörte er 

zu den entscheidenden Befürwortern einer von Alldeutschen wie Sozialdemokraten 

unabhängigen deutschen nationalsozialistischen Arbeiterpartei. Nach der Errich­

tung der CSR war er einer der Führer der Sudetendeutschen Nationalsozialisti­

schen Partei, nach deren Verbot durch die tschechische Regierung von 1934 bis zu 

seinem Tode Mitarbeiter Konrad Henleins und der Sudetendeutschen Partei. Hitler 

widmete ihm 1938 einen ehrenvollen Nachruf. 

Die Schlagkraft der DAP beruhte mindestens ebensosehr auf den radikalen 

Arbeiterforderungen wie auf ihrem Nationalismus. Darin lag ein theoretisches 

Dilemma. Denn solange Österreich ein Staatswesen war, in dem die Deutschen eine 

Minderheit darstellten, bedeutete Demokratie die Herrschaft der Slawen. Daher 

konnte die Partei in der Kernfrage des demokratischen Programms keinen klaren 

Standpunkt beziehen und mußte sich den wirkungsvollen Appell an das Volk ver­

sagen. Ihr Organ, die „Deutsche Arbeiterstimme" umging eine Entscheidung mit 

der leeren Formulierung: „Angewidert vom parteipolitischen Ringen und von 

Haarspaltereien wird die unabhängige deutsche Arbeiterschaft eine gesunde Volks­

politik treiben. Wir kennen nur ein Ziel und das ist die soziale Reform auf nationaler 

Grundlage, die Lösung der sozialen Frage auf der ganzen Linie" 7 . So war die Hal­

tung der Partei in der Frage des allgemeinen Wahlrechts opportunistisch, da sie es 

zwar theoretisch befürwortete, seine Verwirklichung aber wegen der slawischen 

Mehrheit in Österreich fürchten mußte . Andererseits bekannte sie sich nicht zu 

Schönerers übersteigerter Forderung, ganz Böhmen als einheitliche deutsche Pro­

vinz zu behandeln, und vertrat die von allen deutschen Parteien angestrebte natio­

nale Zweiteilung Böhmens8. 

Für die Führer der DAP stand das taktische Problem im Vordergrund, ob sie mit 

den deutschnationalen Parteien, vor allem mit den radikalen kleinbürgerlichen 

Gruppen, zusammengehen sollten. Sie benutzten ebenso wie diese das Argument, 

daß die deutsche Arbeiterschaft zum „nationalen Besitzstand" gehöre und daß ein 

beschäftigungsloser Arbeiter einen Verlust für die ganze deutsche Nation darstelle. 

Wenn etwa im deutschen Sprachgebiet von Pilsen und Budweis deutsche Arbeiter 

durch tschechische Arbeiter ersetzt wurden, so machte man für diesen Einbruch in 

den „nationalen Besitzstand" eigennützige deutsche Unternehmer und mißleitete 

deutsche Sozialdemokraten gleichermaßen verantwortlich. Von hier aus verurteilte 

7 Deutsche Arbeiterstimme vom 28. 11. 1906, S. 1, gez. Dietmar Miksche, Wien. Vgl. 
die Ausg. v. 16. 2. 1907, S. 1. 

8 Die Deutsche Arbeiterstimme begründete die Opposition der Partei gegen das allge­
meine Wahlrecht verschiedentlich, s. bes. die Nummern vom 3. 8. 1907, S. 1 f. und 18. 1.1908, 
S. 1. 



Nationaler Sozialismus in Österreich vor 1918 337 

man die Hartnäckigkeit, mit der die „Wiener Marxisten" am Klassenkampf fest­

hielten, und betonte, daß der Klassenstandpunkt der DAP nicht Klassenkampf be­

deute9 . So begannen sich die Anhänger der Partei als Nationale Sozialisten und in 

zunehmender Häufigkeit - mit einer bemerkenswerten Nuancenverschiebung — als 

Nationalsozialisten zu bezeichnen. 

Ein Teil der Arbeiterschaft neigte dazu, sich den Alldeutschen Schönerers oder 

den Freialldeutschen Wolfs anzuschließen, diese zu durchsetzen und umzuwandeln 

in eine Partei der „deutschen Arbeiterstände" - ein Ausdruck, unter dem die 

nationalen Sozialisten die breite und sozial heterogene Schicht zusammenfaßten, 

deren politische Vertretung sie beanspruchten10. 1906 trat Hans Knirsch, der Vor­

sitzende der böhmischen Parteiorganisation, an den Deutschen Volksrat, eine lok-

kere Vereinigung nationaler Organisationen auf lokaler Ebene, heran, u m die 

Chancen einer Zusammenarbeit mit der DAP abzutasten11. Daraus wurde schon 

deshalb nichts, weil der Volksrat sich nicht in der Lage sah, seinen Mitgliedern ver­

bindliche politische Richtlinien vorzuschreiben. Jeder Versuch einer Zusammen­

arbeit mit Schönerer aber scheiterte an seiner intransigenten Haltung, die er 

gegenüber jedem einnahm, der in grundsätzlicher oder taktischer Hinsicht mit ihm 

differierte, wie dies beispielsweise für die DAP-Führer in der Frage der Aufteilung 

Böhmens galt. Obwohl Schönerer sein Interesse an der Arbeiterschaft und seine 

Überzeugung, daß soziale und nationale Fragen identisch seien, nie völlig preisgab, 

hatte er doch 1904 die Gefolgschaft der meisten nationalen Arbeiterverbände ver­

loren12. Er setzte sich im Reichsrat vorwiegend für die Bauern und das Kleinge­

werbe ein. Zusammen mit der Corpsstudentenschaft bildeten diese Gruppen, nicht 

aber die Lohnarbeiter, den Anhang der Alldeutschen Partei. 

Wolf und die Freialldeutschen, die stets beweglicher gewesen waren als Schö­

nerer, schienen hingegen geneigt, die DAP als willkommene Verstärkung des 

nationalen Lagers zu betrachten13 . So gingen 1907 DAP und Freialldeutsche in 

Österreichisch-Schlesien, wo die nationale Arbeiterpartei niemals den gleichen 

Umfang wie in Böhmen und Mähren erreichte, im Reichsratswahlkampf zusammen. 

Der von ihnen durchgebrachte Kandidat Rudol Kroy, der Führer der nationalen 

Eisenbahnergewerkschaft, war zwar nominell freialldeutscher Abgeordneter, löste 

sich jedoch weitgehend vom Einfluß Wolfs und suchte für seine Person den Kern 

9 Die Deutsche Gewerkschaft (Wien) vom 1. 1. 1913, S. 1 u. vom 1. 8. 1913, S. 1, vgl. 
Alexander Schilling, Walter Riehl, Leipzig 1933, S. 21 ff.; Walter Riehl in: Deutsche Worte 
(Karlsbad) vom 28. 1. 1911, S. 3. 

10 Ferdinand Ertl, Über die Hürden, Wien 1909, S. 123. 
11 Ciller a. a. O., S. 60; Zeidler a. a. O., S. 20ff. 
12 Pichl a. a. O., V, S. 302-324, 343-375; Erwin Mayer-Löwenschwerdt, Schönerer, der 

Vorkämpfer, Wien-Leipzig 1938, S. 210-233. 
13 Deutsche Wacht (Iglau), zit. nach Hans Knirsch, „Die Fahne hoch", Deutsche Arbeiter­

stimme vom 24. 10. 1906, S. 2; vgl. Leitmeritzer Zeitung vom 2. 2. 1907. Ähnliche Stimmen 
vorsichtiger Zustimmung erschienen in der liberal-nationalen Reichenberger Zeitung. Einige 
Alldeutsche setzten sich weiterhin für die Zusammenarbeit mit der Deutschen Arbeiterpartei 
ein. 
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einer „Vereinigung deutscher Arbeiter" zu bilden; reichlich großspurig forderte er 

alle deutschen Abgeordneten zum Beitritt auf14. Auch in einigen böhmischen 

Wahlkreisen einigten sich die beiden Parteien auf gemeinsame Kandidaten, wäh­

rend sie in anderen getrennt vorgingen. Die Stimmenzahlen der DAP sind um­

stritten. In Reichenberg erhielt ihr Kandidat, der von Wolf unterstützt wurde, 

448 Stimmen, der Anhänger Schönerers dagegen nu r 42. I m Vergleich zu den 

3427 Stimmen, die der angesehene deutschbürgerliche Politiker und Landsmann-

Minister Heinrich Prade, und den 1522 Stimmen, die der Sozialdemokrat Josef Stras­

ser, der damalige Herausgeber des Reichenberger „Vorwärts", erhielten, waren 

diese Ziffern belanglos. I m Wahlkreis Gablonz erhielt der DAP-Kandidat nach 

parteioffiziösen Angaben 618 Stimmen gegenüber 2808 alldeutschen und 5053 so­

zialdemokratischen. I m Bezirk Dux-Bilin unterlag Franz Hackel als DAP-Kandidat 

gegenüber den Freialldeutschen. Die DAP behauptete, in den Bezirken Reichen­

berg, Aussig, Oberleutensdorf, Gablonz und Hohenelbe insgesamt ca. 6000 Stim­

men gegenüber 15 000 sozialdemokratischen erhalten zu haben, in ganz Zis-

leithanien 31 000 Stimmen, denen 170 000 für die deutsche Sozialdemokratie und 

71 500 für die tschechischen Nationalsozialisten gegenüberstanden; aber nach dem 

statistischen Handbuch von Böhmen betrug die Stimmenzahl der DAP in Böhmen, 

wo sie am stärksten war, nicht mehr als 3 50015 . Unmittelbar nach der Wahl be­

klagten sich die Bergarbeiter darüber, daß Wolf und seine Partei die Bewegung für 

ihre Zwecke ausnützen wollten. Entsprechende Versuche einer taktischen Zu­

sammenarbeit mit den Christlichsozialen begegneten ähnlichen Protesten16. 

Das Rückgrat der DAP wurde von den nationalen Gewerkvereinen gebildet, 

und nu r durch sie kam sie mit den Massen der arbeitenden Bevölkerung in Berüh­

rung. Die Gewerkschaftsführer ließen es jedoch durchweg an der notwendigen 

Disziplin fehlen und gingen eigene Wege. Knirsch versuchte Partei und Gewerk­

schaft zusammenzuhalten, indem er in beiden eine Rolle spielte. So wurde er 1906 

zum „Deutschen Gewerkschaftsführer" gewählt, aber es kam nicht viel mehr als 

ein Ehrenposten dabei heraus, und es gelang ihm in keiner Weise, die eifersüch­

tigen Selbständigkeitsbestrebungen des Gewerkschaftsflügels einzudämmen. 1909 

begründeten Knirsch, Hans Krebs und der Gewerkschaftsführer Walter Gatter­

meyer ein Zentralbüro zur Koordination aller nationalen Gewerkvereine, das als 

„Spitzenverband" oder „Allgemeiner Gewerkverein" bezeichnet wurde und ver­

schiedene Berufsverbände, Arbeitervereine einzelner Branchen und Regionalorgani-

14 Deutsche Arbeiterstimme vom 18. 5. 1907, S. 2 f. und vom 25. 5. 1907, S. 3; vgl. 
Ciller a. a. O., S. 64ff. 

15 Deutsche Arbeiterstimme vom 25. 5. 1907, S. 3. Statistisches Handbuch des König­
reichs Böhmen (Prag 1913), S. 56. Für Böhmen sind die folgenden Wahlergebnisse von 1907 
mitgeteilt: Tschechoslawische Sozialdemokraten: 278 113; Realisten (Masaryk): 6133; 
Christlichsoziale (tschechisch): 83 519; (deutsch): 28 765; Deutsche Sozialdemokraten: 
169 012; Freialldeutsche: 56 313; Alldeutsche: 17 597; Deutsche Volkspartei: 17 084; 
Deutschfortschrittliche: 32 949. Insgesamt wurden 1 165 962 Stimmen abgegeben. 

16 Der Bergmann (Karbitz) vom 15. 5. 1909, S. 1; Deutsche Arbeiterstimme vom 2. 9. 
1911, S. 1f.; Ciller a. a. O., S. 44f. 
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sationen lokaler Gewerkvereine zusammenfügte. Die meisten nationalen Gewerk­

vereine zogen jedoch vor, unabhängig zu bleiben und sich auf die Wahrnehmung 

der materiellen Interessen ihrer Mitglieder im lokalen Bereich zu beschränken. 

Nach der Auffassung der „Deutschen Gewerkschaft", dem Organ des „Allge­

meinen Gewerkvereins" in Wien war die Aufgabe der nationalen Gewerkvereine 

eine doppelte: das Los der arbeitenden Klassen zu erleichtern und die Verdrängung 

der deutschen Arbeiter durch tschechische Einwanderer zu verhindern. Ohne Siche­

rung der Arbeitsplätze, so erklärte das Organ, sei der Kampf für bessere Arbeitsbe­

dingungen sinnlos. Sieht man von den Verteidigungsrücksichten gegen die tsche­

chische Konkurrenz ab, so standen die gewerkschaftlichen Forderungen — im Unter­

schied zu dem politischen Programm der DAP - mit dem reformistischen Geist in 

Einklang, der nach 1900 in der europäischen Arbeiterbewegung vorherrschte17. 

I m allgemeinen vermieden die Gewerkvereine, sich politisch zu betätigen, sofern 

es nicht u m erstrebenswerte wirtschaftliche Reformmaßnahmen ging. Ihre Ent­

haltsamkeit beruhte einmal darauf, daß die Behörden gegen politisch aktive Ge­

werkvereine mit Verhaftungen und sonstigen, teilweise ungesetzlichen Unter­

drückungsmaßnahmen einschritten18, zum andern darauf, daß nach Ansicht der 

nationalen Gewerkvereine die sozialdemokratischen Gewerkschaften das in sie 

gesetzte Vertrauen gerade deshalb enttäuscht hätten, weil sie materielle Erfolge 

den politischen Zielen der Sozialdemokratischen Partei unterordneten1 9 . Auch er­

schien es zweifelhaft, ob man angesichts der fragwürdigen Resultate größere An­

strengungen auf die Reichsratswahlen verwenden sollte (von den Wahlen zum 

böhmischen Landtag, die bis 1918 noch auf dem alten Kurien-Wahlrecht beruhten, 

war die Arbeiterschaft ohnehin ausgeschlossen). So wurde auf Gewerkschaftstagen 

zwischen 1900 und 1918 eine Reihe von Resolutionen angenommen, wonach sich 

17 Die Deutsche Gewerkschaft (Wien) vom 1. 11. 1909, S. 1; vgl. vom 1. 1. 1913, S. 1, 
5 u. 6; Deutsche Arbeiterstimme vom 22. 8. 1908; Der Bergmann (Karl Betz) vom 17. 11. 
1909, S. 1 und vom 16. 12. 1909, S. 4. Vgl. Leo Haubenberger, Der Werdegang der Natio­
nalen Gewerkschaften, Wien 1932, S. 49; Walter Gattermeyer, Die Völkischen Gewerk­
schaften, ihre Grundsätze, ihre Ziele, ihre Gegner, Wien 1931, passim. 

18 Die Verfolgung von Gewerkschaftlern durch die lokalen Polizeibehörden, besonders 
bei ihrer politischen Betätigung, stand häufig im Widerspruch zu den verfassungsmäßig ge­
währleisteten Freiheitsrechten in der Monarchie. Victor Adler beschrieb die „Freiheit in 
Österreich" als „ein zusammengesetztes Wesen, welches die Mitte hält zwischen der Freiheit 
in Rußland und der Freiheit in Deutschland. In der Form ist sie deutsch, in der Ausführung 
ist sie russisch. Abgesehen von Frankreich und England hat Österreich vielleicht in ganz 
Europa die freisinnigsten Gesetze . . . Leider verfährt man nur in der Praxis nicht nach dem, 
was das Gesetz vorschreibt . . . wir haben den Despotismus gemildert durch Schlamperei." 
Aus Adlers Rede an den Internationalen Kongreß in Paris 1889 in: Victor Adlers Aufsätze, 
Reden, Briefe, 11 H., Wien 1922-28. VI, S. 18. 

19 Vgl. Anton Erkelany, Die Freiheitlich-Nationale Arbeiterbewegung, München 1910 
(Broschüre); Der Bergmann vom 15. 6. 1910, S. 1; Deutsche Gewerkschaft vom 1. 6. 1913, 
S. 2. Diese Klage häuft sich in der ganzen nationalen Arbeiterpresse der Zeit von 1904 bis 
1914. 
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die Gewerkschaften auf die Sicherung und Verbesserung der Arbeitsverhältnisse 

konzentrieren und der politischen Stellungnahme enthalten sollten. 

Die Führer der DAP bemühten sich vergeblich, diese politische Apathie zu be­

kämpfen. Es war schwierig, die widerstrebenden Gewerkschaftsfunktionäre von der 

Tatsache zu überzeugen, daß die politische Tätigkeit und die straffe Parteidisziplin 

entscheidend zu den sozialdemokratischen Erfolgen beigetragen hatten. Hans 

Knirsch, der offizielle Deutsche Gewerkschaftsführer, unterlag daher auf einer 

Arbeiterkonferenz mit seinen Vorschlägen der Opposition, die sich unter Anton 

Peyerl bildete, und es kam zum offenen Konflikt20. Der Bruch wurde noch einmal 

geheilt, aber er ist für die dauernde organisatorische Schwäche der nationalsozia­

listischen Bewegung bezeichnend. Die Masse der Anhängerschaft wurde durch die 

persönlichen Rivalitäten der Führer verwirrt, die nicht nur in den Versammlungen, 

sondern auch in den Spalten der „Deutschen Arbeiterstimme" und der „Deutschen 

Volksstimme" kleinliche Vorwürfe gegeneinander erhoben. 

Durch regionale Gegensätze wurde die Verwirrung noch vermehrt. Es war nur 

natürlich, daß die westböhmische Berg- und Industriearbeiterschaft andere Interessen 

und andere Auffassungen hatte als die Handwerksgesellen, die im östlichen Böhmen 

überwogen. Die Uneinigkeit in der nationalen Gewerkschaftsbewegung übertrug 

sich auf die politische Partei, und das ganze Unternehmen wäre wohl in eine Viel­

zahl miteinander verzankter Gewerkvereine auseinandergebrochen, hätte sich nicht 

1908 Walter Riehl ihm angeschlossen. Riehl war ein ausgesprochener Enthusiast 

und bereit, seine ganze Kraft der nationalen Arbeiterbewegung zu widmen. Er war 

mit den deutschböhmischen Arbeitern gefühlsmäßig verbunden, die für ihn nichts 

Abstraktes, nicht die „Arbeiterklasse", sondern einfach böhmische Deutsche waren, 

denen er helfen wollte. Seiner Familientradition, persönlichen Vergangenheit und 

seinem zur Aktivität drängenden Temperament nach war er ein typischer Radikaler 

bürgerlicher Herkunft. Sein Großvater hatte in der Frankfurter Nationalversamm­

lung von 1848 auf der Linken gesessen. Er selbst war in seiner Vaterstadt Wiener-

Neustadt schon als Kind und junger Mann häufig mit den sozialdemokratischen Poli­

tikern Pernerstorfer, Schuhmeier und Ausobsky zusammengekommen und von 

ihnen stark beeinflußt worden21 . Während seines Studiums in Wien, Leipzig und 

Berlin beteiligte er sich an der sozialistischen Agitation, sprach in Arbeiterversamm­

lungen, schrieb für sozialistische Zeitungen und half beim Aufbau der sozialistischen 

Gewerkschaften. Als die DAP 1904 gegründet wurde, war er noch eingeschriebenes 

Mitglied der Sozialdemokratie22. 

Nach seiner juristischen Promotion in Berlin trat er 1905 in den österreichischen 

Verwaltungsdienst ein und kam nach Reichenberg. Es war für ihn eine entscheidende 

Erfahrung, in einer Industriestadt inmitten des nationalen Grenzgebietes zu einer 

Zeit zu leben, als sich bei Tschechen wie bei Deutschen der nationale Chauvinismus 

20 Deutsche Gewerkschaft vom 1. 9. 1910, S. 3. 
21 Unterredung mit dem Autor im Büro Dr. Riehls (Wien I, Stephansplatz 5) im Novem­

ber 1951; vgl. Schilling a. a. O., S. 9-16. 
22 Ebenda, S. 12ff. 
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durchsetzte. Im Reichsrat des allgemeinen Wahlrechts von 1907 triumphierte ver­

antwortungslose nationalistische Demagogie. Zahlreiche Sokol-Demonstrationen 

ließen den tschechischen Nationalismus in seiner provozierendsten Gestalt hervor­

treten, Unruhen auf dem Graben in Prag wurden im Oktober 1908 mit der Ver­

hängung des Ausnahmezustandes beantwortet. Die nationaltschechische Agitation 

trieb Riehl noch tiefer in das Lager des deutschen Nationalismus. In einem Artikel 

der „Reichenberger Zeitung" vom September 1908 distanzierte er sich von den 

„nationslosen Großbürgern" wie den internationalen Sozialdemokraten, bezeichnete 

sich aber gleichwohl noch als „revisionistischer Sozialist"23. Weitere Artikel in der 

Reichenberger Presse richteten sich an das radikale nationalistische Bürgertum und 

erklärten, daß eine Bewegung, die die böhmischen Deutschen vor tschechischer 

Fremdherrschaft bewahren solle, Vertreter aller Klassen in sich aufnehmen müsse, 

wann immer sie für nationale Freiheit und soziale Gerechtigkeit einträte24 . Riehl 

wandte sich an die Arbeiterschaft mit dem Hinweis darauf, daß die antinationale 

Politik der Sozialdemokratie nicht imstande sei, die soziale Gerechtigkeit zu ver­

wirklichen; ironisch meinte er, Pernerstorfer, einer der am meisten national ge­

sinnten Sozialdemokraten, „sollte einmal in Deutsch-Böhmen sozialdemokratisch zu 

bleiben versuchen"2 5 . Angesichts der tschechischen Bedrohung sei das erste Erfor­

dernis aller Deutschen in Böhmen ihre nationale Einigkeit. „Die deutschen Arbei­

ter Böhmens müssen . . . klassenbewußte, aber auch nationalbewußte Sozialisten" 

sein. Er setzte sich für die völkischen Arbeiterführer ein, die die wahren Bedürfnisse 

des deutschen Volkes erkannt hätten, und behauptete, daß diese den internationalen 

Sozialdemokraten und den bürgerlichen Nationalisten in der nächsten Zeit die 

Führung entreißen würden. Er hoffte damals (1908), daß der Revisionismus in der 

sozialdemokratischen Bewegung nach dem Vorbild der DAP diese in eine „mächtige 

nationalsozialistische Partei" verwandeln würde, die auch die nichtproletarischen 

Schichten ansprechen und so die gemeinsamen Ideale verwirklichen werde26. Die 

von Renner vorgetragene theoretische Lösung des Nationalitätenproblems, die 

„personale Autonomie", lehnte Riehl ab, da sie dem von der tschechischen wirt­

schaftlichen Konkurrenz bedrängten deutschen Arbeiter keine Erleichterung schaffen 

würde27 . 

Seine Äußerungen liefen auf den Versuch hinaus, nationale und sozialistische 

Ideen zu verknüpfen, indem er einerseits die tschechischen Lohnforderungen be­

fürwortete, weil sie ja die Gefahr der Unterbietung verringerten, andererseits allen 

Maßnahmen widersprach, die den tschechischen Arbeitern das Eindringen in die 

Arbeitsplätze der Deutschen erleichterten. Riehl erkannte die Notwendigkeit des 

23 Reichenberger Zeitung vom 2. 9. 1908, S. 3. 
24 Deutsche Volkszeitung (Reichenberg) vom 12. 9. 1908, zit. bei Schilling a. a. O., 

S. 29 f. 
25 Riehl, „Zur Antwort", in: Reichenberger Zeitung vom 28. 8. 1908, S. 3. 
26 Deutsche Volkszeitung vom 12. 9. 1908, S. 1. 
27 Vgl. Deutsche Volkszeitung vom 25. 12. 1908, S. 3, sowie Reichenberger Zeitung vom 

29. 11. 1908, ferner Schilling a. a. O., S. 30 u. 40f. 
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Klassenkampfes an, betonte aber, dieser würde durch die Unterbindung der tschechi­

schen Einwanderung wesentlich gemildert werden. Er verglich auf einer großen 

Arbeiterversammlung in Reichenberg die Tschechen mit jenen chinesischen Kulis, 

welche von amerikanischen Arbeitern mit Gewalt aus den Arbeitsstätten herausge­

worfen worden seien28. Dabei klang seine Bereitschaft, gegenüber verachteten 

Ausländern rücksichtslosen Zwang anzuwenden, deutlich an. 

1909 oder 1910 veranlaßte das von tschechischen Richtern kontrollierte Reichs­

gericht in Prag, Riehl auf Grund seiner nationalistischen Agitation aus dem öffent­

lichen Dienst zu entlassen. Er war dann eine Zeitlang als Angestellter in Reichen­

berg tätig, wurde jedoch im November 1910 durch den deutschen Bürgermeister 

seiner Stellung enthoben, diesmal wegen seines Auftretens als sozialistischer Agi­

tator. Er hatte schon Ende 1909 die Hoffnung aufgegeben, daß eine wirksame Hilfe 

für die deutschen Arbeiter in Böhmen von der Sozialdemokratie oder von radikalen 

Nationalisten ausgehen könne, und arbeitete nun für die DAP2 9 . Er organisierte 

nach 1909 eine Reihe von Massenversammlungen in Reichenberg und anderen 

deutsch-böhmischen Städten, u m das Nationalbewußtsein der deutschen Arbeiter­

schaft zu steigern. I m Februar 1909 brüstete er sich auf einer vorwiegend von 

proletarischen deutschen Gesellen und Lehrlingen besuchten Versammlung in 

Reichenberg, durch diese Agitation die tschechische Flut bereits eingedämmt und 

einige Arbeitgeber veranlaßt zu haben, deutsche Arbeiter anstelle von Tschechen zu 

beschäftigen30. Riehl gründete außerdem eine Reihe von nationalen Jungmannen-

Vereinigungen, u. a. in Reichenberg, Gablonz und Karlsbad. Es ist mit der 

wichtigste Beitrag, den Riehl für die nationale Arbeiterbewegung leistete, daß er 

ihr zahlreiche junge Leute zugeführt und sie in den Jungmannen-Vereinigungen 

sozialistisch und zugleich völkisch erzogen hat3 1 . Wir wissen aus diesen Jahren von 

einem vermutlich nicht alleinstehenden Fall, daß er eine Gruppe von zwanzig Jung­

arbeitern unter der schwarzrotgoldenen Fahne der deutschen Einheit und Demo­

kratie in eine tschechische Gewerkschaftsversammlung führte, wo man dann die 

„Wacht am Rhein" sang und sich so lange mit dem tschechischen Publikum prü­

gelte, bis die Polizei erschien und die Versammlung auflöste. Riehl glaubte, mit 

seinen Jungmannen einen solchen Schrecken verbreiten zu können, daß die Tsche­

chen auf öffentliche Versammlungen und auf die Teilnahme an der tschechischen 

nationalen Politik in Deutsch-Böhmen verzichten würden3 2 . Da aber auch die 

Sozialdemokraten Ordner hatten, die den Nationalsozialisten mindestens ebenbürtig 

waren, entstand ein harter Dreieckskrieg u m die Beherrschung der Straße, der 

den Frieden in Reichenberg in zunehmendem Maße untergrub. 

28 Ebenda, S. 23 ff. 
29 S. Anm. 21. 
30 Reichenberger Zeitung vom 8. 2. 1909, S. 4. 
31 „Zur deutschen Jungmannenbewegung", in: Der Bergmann vom 17. 11. 1909, S. 3; 

vgl. Deutsche Arbeiterstimme vom 27. 3. 1909 sowie Deutsche Arbeiterjugend (Wien) 
vom 20. 12. 1910. 

32 S. Anm. 21; vgl. Schilling a. a. O., S. 23f. u. 58f. 
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Riehl bemühte sich ständig u m neue Unterstützungsmöglichkeiten für die deut­

schen Arbeiter. Er organisierte eigene Kindergärten, damit junge deutsche Mütter 

ihren Arbeitsplatz nicht an Tschechinnen abgeben müßten, und setzte sich für die 

Errichtung deutscher Arbeitsvermittlungen ein, u m jede freiwerdende Stelle mit 

deutschen Bewerbern zu besetzen. Vor allem aber trat er in seinen Jungmannen-

Vereinigungen nachdrücklich für politische Aktionen ein33 . Den Sinn seiner agita­

torischen und organisatorischen Wirksamkeit sah er darin, die breite öffentliche 

Meinung für die Bewahrung des deutschen Charakters von Deutsch-Böhmen zu 

gewinnen und einen gesunden Nationalismus zu erzeugen, insbesondere aber die 

deutsche Arbeiterschaft zur Verteidigung ihrer Interessen gegen die Tschechen zu 

bewegen. Er gab sich alle erdenkliche Mühe, u m den Arbeitern klarzumachen, 

daß die sozialdemokratische Lösung des Nationalitätenproblems wertlos und daß 

die Versprechungen der radikalen Nationalisten nicht aufrichtig seien. Er glaubte, 

in der DAP den Kern einer zukunftsvollen Bewegung vor sich zu haben, der die 

freiheitlichen Kräfte von Sozialismus und Nationalismus zu einer bislang ungekann-

ten Einheit verschmolz. Nur eine solche Partei konnte nach seiner Überzeugung 

dem Deutschtum in Österreich Rettung bringen3 4 . 

Neben Riehl ist auch die Persönlichkeit Rudolf Jungs von Interesse: er war in 

Plass in Böhmen geboren und einfacher Eisenbahnarbeiter. Seine Jugend ver­

brachte er größtenteils in der deutschen Sprachinsel Iglau, wo seit 1880 starke 

völkische Spannungen bestanden. Er versteifte sich auf die Idee, daß die tschechische 

Einwanderung nur ein Teil einer umfassenden Verschwörung sei, die darauf hin­

ziele, die Deutschen aus ihrer angestammten Heimat zu vertreiben. 1909 machte er 

die Bekanntschaft Riehls, und vermutlich traten sie gemeinsam der DAP bei. Sie 

unterschieden sich im Temperament von Grund auf: während Riehl gesellig, ge­

fühlsbetont und unverbildet war, fiel Jung durch Zurückhaltung und Besinnlichkeit 

auf, und er war eher am Schreibtisch als am Versammlungspult zu Hause. So plante 

er, eine Theorie der Gesellschaft zu schreiben, welche die Marxsche an Gründlich­

keit übertraf. Wegen seiner politischen Betätigung wurde er von der Staatseisen­

bahn-Direktion 1910 als Lokomotivführer entlassen und hat danach seinen Lebens­

unterhalt schlecht und recht als hauptamtlicher Angestellter der DAP bestritten. 

Eine weitere Erwerbung der Partei von 1909 war Hans Krebs, ein außerordentlich 

gewandter, aber nicht gerade einfallsreicher Schriftsteller, dessen fragwürdige 

historische Arbeiten über Böhmen, die während der nationalsozialistischen Zeit 

erschienen, in die Kampagne Hitlers gegen die CSR hineingehören. Krebs und Jung 

bekleideten 1938 beide hohe SS-Ränge35. 

33 S. Der Bergmann vom 10. 11. 1910, S. 1 u. 3. 
3 4 S . Anm 21. 
34 S. Anm. 21.; vgl. Reichenberger Zeitung vom 8. 2. 1909, S. 4. 
35 Über Jung gibt es wenig biographisches Material. Unsere Darstellung stützt sich auf die 

Erinnerungen Riehls, die er 1951 dem Verfasser mündlich mitteilte, und auf die Angaben 
von Zeidler, Knirsch. 
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Knirsch, Burschofsky, Seidl und Ertl wurden neben zwei Delegierten aus Linz 

und Villach zu Parteiführern gewählt. Die DAP erzielte 1910 - nicht zuletzt durch 

Riehls unermüdliche Aktivität - günstigere Wahlresultate. Ihr Kandidat Wilhelm 

Prediger erhielt damals in der Nachwahl von Gablonz immerhin 1724 Stimmen, 

also das dreifache von 1907 und 2 0 % der gesamten Wählerschaft36. Für die Reichs­

ratswahlen von 1911, die letzten vor dem Kriege, hatte die DAP 20 Kandidaten 

aufgestellt, von denen 3, Knirsch (Dux), Fahrner (Gablonz) und Seidl (Troppau) 

gewählt wurden. Auch die unterlegenen Kandidaten konnten beträchtliche Stim­

menzahlen verbuchen, namentlich in den proletarischen Bezirken von Aussig-

Land und Teplitz-Land. Nach parteioffiziösen Quellen erhielt Burschofsky in 

Mahrisch-Schönberg 8161 Stimmen gegenüber den 9328 für den erfolgreichen 

sozialistischen und den 1734 für den christlich-sozialen Kandidaten. Weiter wurden 

Jung und zwei andere DAP-Leute (Preyon und Rogelböck) in den mährischen Land­

tag gewählt. Diese Erfolge verschafften der DAP größere politische Wirkungsmög­

lichkeiten, zumal aus der Vertretung im Reichstag Erleichterungen für die Propa­

ganda erwuchsen. Den offiziellen Wahlstatistiken nach betrug ihre Stimmenzahl 

in Böhmen das Siebenfache von 1907, und zwar 21 951. In Zisleithanien überhaupt 

erhielt sie 26 670 Stimmen, während die Alldeutschen die 17 000 Stimmen von 

1907 gerade behaupten konnten37. 

Nicht zufällig wurden die größten nationalsozialistischen Stimmenzahlen in 

Wahlkreisen erzielt, die eine beträchtliche tschechische Einwanderungsquote auf­

wiesen38. Ideologisch war freilich die Stellung der Partei in keiner Weise gefestigt. 

Erhofften sich Jung, Riehl und Knirsch von radikalerem Auftreten einen Machtzu­

wachs, so lehnten Gewerkschaftsführer wie Walter Gattermeyer ein revolutionäres 

Auftreten ab, zumal sie sich nicht der Hoffnung hingaben, durch radikale Forderun­

gen eine Massenanhängerschaft zu gewinnen39. 1912 gingen Jung und Riehl an 

die Neufassung des Parteiprogramms, die im September 1913 vom Iglauer Parteitag 

angenommen wurde. In der Einleitung des Iglauer Programms, die auf Riehl 

zurückging, heißt es40: 

„Die moderne Arbeiterbewegung nahm ihren Ausgang von England. Die namen­
lose Ausbeutung der Arbeiter durch den jungen Kapitalismus zu Beginn des 
19. Jahrhunderts führte zu blutigen Aufständen, die kein praktisches Ergebnis für 

36 Der Bergmann vom 22. 9. 1910, S. 1. 
37 SHKB, S. 56; dort auch die folgenden Daten für 1911: gültige Stimmen insgesamt 

1 139 054; Sozialdemokraten (tsch.): 255 000; Sozialdemokraten (dt.): 165 000; Christlich-
soziale (tsch.): 83 000; Christlichsoziale (dt.): 28 000; Freialldeutsche: 69 000; Alldeutsche: 
17 000; Deutsche Volkspartei: 3500; Deutschfortschrittliche: 26 000. Vgl. dazu die DAP-
Angaben bei Ciller a. a. O., S. 91 ff. u. Berner, Gesellenverein, S. 148. 

38 Vgl. dazu den Aufsatz des Verfassers: Industrial Transformation, Population Movement 
and German Nationalism in Bohemia, in: Zschr. f. Ostforsch. X (1961), H. 2. 

39 Vgl. Gattermeyer, „Die Deutsche Arbeiterpartei", in: Deutsche Arbeiter-Zeitung vom 
13. 5. 1913, S. 1 u. 3. 

40 Das Programm wurde in der Deutschen Arbeiter-Zeitung vom 11. 9. 1913, S. 1 u. 3 
veröffentlicht. Vgl. Burschofsky, Beiträge II, S. 65 ff.; Schilling a. a. O., S. 63 f.; Ciller a. a. O., 
S. 95ff. 
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die Arbeiter brachten. Französische und deutsche Gelehrte und Forscher, durch­
wegs Angehörige der reichen Volksschichten, waren es, die die uralten Ideen des 
Kommunismus und Sozialismus neu verarbeiteten und jene Grundsätze schufen, 
die später Lassalle bei Gründung des ersten Arbeitervereines in Deutschland ver­
wertete. Karl Marx erst schuf jenes Lehrgebäude des internationalen Sozialismus, 
dem heute noch, zumindest prinzipiell, die deutschen Sozialdemokraten anhängen, 
während die Sozialisten fast aller Völker längst den Weg zur gesunden völkischen 
Gesinnung, wenigstens in der Praxis, wiedergefunden haben. Die Lehrsätze des 
sozialdemokratischen Parteiheiligen Marx sind heute zum großen Teile als veraltet 
abgetan, sein Werk behält aber großen Einfluß auf die selbständige, politische 
Sammlung aller Arbeitermassen. 

Verfehlt und für das Deutschtum Mitteleuropas von unermeßlichem Schaden 
waren und sind seine Lehren vom Internationalismus. Die Arbeiterschaft hat ein 
ganz besonderes Interesse an der Machtstellung, an der Erhaltung und Erweiterung 
des Lebensraumes ihres Volkes. Nicht Launen der Fürsten sind es, die heute noch 
zu Gegensätzen zwischen den Völkern führen, sondern wirtschaftliche Konkurrenz­
kämpfe. Gerade in den höchst entwickelten Ländern entstand bald Nachfrage nach 
Arbeitskräften, fremde Arbeiter niederer Kultur verdrängten vielfach die alterb-
gesessenen. Die Erscheinung trifft vor allem die deutsche Nation, als die zentral­
gelegene, mit voller Wucht. 

Die Sozialdemokratie in Österreich ist ein Kind der reichsdeutschen, und die 
internationalen Grundsätze sollten hier ihre Feuerprobe bestehen. Das Lehrgebäude 
brach unter der Wucht der Tatsachen schmächlich zusammen. Nur die armen 
Genossen „deutscher Zunge" hängen ihm mit übel angebrachter Treue an - zu 
ihrem eigenen Schaden. Sie, die mit ihren Geldern die Sozialdemokratie groß mach­
ten, wurden von den warm aufgenommenen slawischen Genossen in vielen Gebieten 
von den Arbeitsplätzen verdrängt. Der deutsche Unternehmer nahm den billigeren 
slawischen Arbeiter, die rote Organisation aber versagte den pflichtgemäßen Schutz 
ihren alten deutschen Parteiveteranen. Da begann sich endlich auch in den deut­
schen Arbeiterköpfen gesunder Selbsterhaltungstrieb zu regen. Angeregt von der 
großen deutschnationalen bürgerlichen Bewegung der neunziger Jahre in Deutsch­
österreich, gründeten sie in den verschiedenen Städten deutschvölkische Arbeiter­
und Gesellenvereine. Man erkannte die Verderblichkeit der internationalen Lehren 
für das eigene Volk und die Unaufrichtigkeit der von Juden geleiteten und dem 
mobilen Großkapital verschwisterten Sozialdemokratie. In gleicher Weise nahm man 
Stellung gegen den Versuch der schwarzen Internationale, eine klerikale Arbeiter­
partei zu gründen." 

Das Iglauer Programm war im Vergleich zum Trautenauer intellektuell an­

spruchsvoller und stellte dem marxistischen Sozialismus als einer für das deutsche 

Volk in Österreich schädlichen Lehre einen wahren Sozialismus gegenüber, der für 

die Behauptung und Ausdehnung des deutschen Siedlungsgebietes eintrat. An der 

tschechischen Unterwanderung der deutschen Siedlungsgebiete, die die kapita­

listische Nachfrage nach billigerer Arbeitskraft hervorrief, übte man noch schärfere 

Kritik als früher. Die Entfesselung dieser bedenkenlosen Konkurrenz der tschechi­

schen Handarbeiter wurde als Ursache für die Spannungen zwischen beiden Völkern 

hingestellt. Die deutschen Arbeiter, deren Stimmen und Leistung die Sozialdemo­

kratie zu einer kraftvollen Partei gemacht hätten, würden von ihr mit moralischen 

Gemeinplätzen vom Internationalismus und mit dem Versprechen künftiger Errun-
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genschaften über den Verlust ihrer Arbeitsplätze an den tschechischen „Kollegen" 

hinweggetröstet. Die Verantwortung für die gegenwärtigen Zustände sei daher 

nicht bloß deutschen Unternehmern zuzuschreiben, sondern auch den internatio­

nalen Gewerkschaften, welche ihrer Verpflichtung, die deutsche Arbeit zu schützen, 

nicht nachkämen. Die DAP sei der lebendige Ausdruck des Verlangens der deut­

schen Arbeiter nach Gerechtigkeit, sie sei daher der wahre Repräsentant der 

deutschen Arbeiterschaft: 

„Unsere Verpflichtung für unser Volk heißt uns von dem haßerfüllten Klassen­
kampf fernstehen, denn wir erkennen, daß in dem vielsprachigen österreichischen 
Staat die Sicherheit des deutschen Volkes allein davon abhängt, daß es gegenüber 
den anderen Nationalitäten gemeinsame Sache macht . . . Sie erfordert, daß in 
den deutschen Siedlungsgebieten die Arbeitsplätze deutschen Arbeitern vorbehal­
ten werden." 

Die Präambel hatte einen aufreizenden und arroganten Ton, der die früheren 

querulierenden Klagen und teilweise radikalen Forderungen der Partei an Schärfe 

übertraf. Zum ersten Mal war die Partei in einem offiziellen Dokument als „Bewe­

gung" bezeichnet worden. Ihre „Mission" sollte darin bestehen, den Boden und 

die Arbeit der Vorväter zu bewahren. Das Programm selbst schmeichelte der Eitel­

keit der Massen mit ebenso vagen wie großartigen Versprechungen und erklärte 

sich mi t wohl bewußt schwammigen Formulierungen für „schöpferische Reform", 

für die „Vergesellschaftung der Monopole", die „Ächtung arbeitslosen Einkom­

mens" und gegen Tradition, Klerikalismus, Juden, Kapitalismus und Marxismus. 

Es war „bodenständig" und „völkisch". Darin war an den Haß und die Eifersucht 

der Arbeiter, an ihren deutschen Nationalstolz und an ihre Furcht appelliert, ihre 

Arbeitsplätze und ihre Heimat zu verlieren. Humanitätsidee und Liberalismus hatten 

im Programm keinen Platz. Sein Begriff der „Volksgemeinschaft" stand den Vor­

stellungen der totalitären Regime der Zwischenkriegszeit näher als den Ideen von 

Jean Jacques Rousseau. 

Was die Presse der nationalen Gewerkschaften angeht, so war sie im allgemeinen 

zurückhaltender als die Parteipropaganda. Zahlreiche Leitartikel traten für die 

Einigkeit der arbeitenden Stände des deutschen Volkes ein und behaupteten, daß 

allein die nationalen Gewerkschaften in der Lage seien, die Arbeitslosigkeit bei den 

Deutschen wirksam zu bekämpfen. Nur gelegentlich drohte man mit weitergehen­

den Maßnahmen: so meinte Anfang 1915 die „Deutsche Gewerkschaft", man werde 

jeden nichtdeutschen Arbeiter aus deutschen Betrieben hinauswerfen, wenn die 

nationalen Gewerkschaften die Stärke erreicht haben würden, die die Sozialdemo­

kratischen Gewerkschaften „noch" hätten4 1 . Die Nationalsozialisten besaßen ohne 

Frage keinerlei klare und irgendwie konsistente Gesellschaftstheorie. Zwar spra­

chen sie von der Notwendigkeit des Sozialismus und den Mißständen des Kapitalis­

mus, forderten aber keineswegs eine gänzliche Verstaatlichung des privaten Eigen­

tums. Sie hatten im Unterschied zu den Altliberalen und den Marxisten nicht viel 

für Theorien übrig. Am marxistischen Sozialismus lehnten sie konkret nur die 

41 Deutsche Gewerkschaft vom 51. 1. 1914, S. lf. 
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Theorie und Praxis der Gleichheit der Arbeiter ohne Rücksicht auf die Nationalität 

ab. Sie verdankten ihre Existenz allein den nationalen Ressentiments. Bei einem 

stärkeren Einfluß des deutschnationalen Flügels auf die sozialdemokratische Partei­

führung - vergleichbar demjenigen der tschechischen Nationalisten auf die tsche-

choslawische Sozialdemokratie — wäre die nationalsozialistische Bewegung nie 

entstanden, und sie wäre ebensowenig denkbar gewesen, wenn Österreich in den 

80er Jahren als ein überwiegend deutscher Staat reorganisiert worden wäre, wie 

es das Linzer Programm verlangt hatte. 

Die Nationalsozialisten beriefen sich zuweilen auf Eugen Dühring (1833-1923), 

der ihre Ideologie als erster formuliert habe. Schon 1900 empfahl ein nationalisti­

scher Arbeiter- und Gewerkschaftsführer in Böhmen, Matthäus Joksch, die Schriften 

von Dühr ing und verlangte eine „durchgreifende Umgestaltung der Verhältnisse 

zugunsten jeder ehrlichen Arbeit in der Weise, daß dem Kapital für seine Benut­

zung nur eine mäßige Entschädigung zukommt und anstelle der bisherigen Mietung 

der Arbeit durch das Kapital in Zukunft die Mietung des Kapitals durch die Arbeit 

t r i t t" 4 2 . Riehl, Jung, Krebs und andere Nationalsozialisten erwähnten gelegentlich 

die Anregungen, die sie von Dühr ing empfangen hätten. Gleichwohl kann dieser 

nicht als „Vater" ihrer Ideologie gelten, da er in vielen Punkten dem Programm 

der Nationalsozialisten widersprach. Diese übernahmen Dührings Ablehnung des 

Klassenkampfes und seine Betonung der Gewerkschaftstätigkeit und des Tarifver­

tragswesens als spezifisches Mittel der Arbeiterbewegung. Die Haltung der öster­

reichischen Nationalsozialisten gegenüber prinzipiellen Fragen war nicht viel niem­

als eine Mischung von Opportunismus und Interesselosigkeit. Sie bestritten, deut­

sche Imperialisten zu sein und über fremde Völker herrschen zu wollen, und be­

haupteten, nichts als die Gewährleistung des vollen Arbeitsertrages für die deutsche 

Arbeiterschaft im deutschen Siedlungsgebiet anzustreben. Aber derartige Beschöni­

gungen ihrer Friedensliebe blieben immer einigermaßen vage, zumal ihre politi­

schen Vorstellungen zweifellos auf einen untergeordneten Status für die Slawen 

abzielten. Die gleiche Doppeldeutigkeit ist bei der Haltung der DAP zum Judentum 

zu beobachten. Riehls bewundernder Biograph meinte in der Situation von 1933, 

dieser sei stets ein überzeugter und dafür allgemein bekannter Antisemit gewesen43, 

aber der Antisemitismus wurzelte doch nie so tief im Denken Riehls und seiner 

Parteigenossen, wie das bei den radikalen bürgerlichen Nationalisten, insbesondere 

bei der Gruppe u m Schönerer und den studentischen Verbindungen, der Fall war. 

Die kulturellen Teile der Parteiprogramme richteten sich durchweg gegen kleri­

kale Einflüsse (so wurde 1907 eine Ausgabe der parteiamtlichen „Deutschen Arbei­

terst imme" wegen Angriffen auf die Religion konfisziert44); der Antisemitismus 

stand demgegenüber im Hintergrund. Auch die Haltung zum österreichischen 

Staat war opportunistisch. Gewiß unterhöhlte das Programm letzten Endes den 

habsburgischen Staatsgedanken, doch vermied es die DAPnatürlich, sich dem Vorwurf 

42 Zitiert bei Ciller a. a. O., S. 28f. 
43 Schilling a. a. O. passim, insbes. S. 95 f. 
44 Deutsche Arbeiterstimme Tom 19. 1. 1907, S. 1. 
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des Hochverrats auszusetzen, denn keine Partei konnte offen für die Auflösung der 

Monarchie eintreten. Immerhin vertrat Riehl den Standpunkt, sich nur insoweit 

für das Heil Österreichs einzusetzen, als es dem völkischen Interesse entsprach45. 

Die politische Aktivität der Partei endete praktisch bei Kriegsausbruch, obwohl 

es keinen Burgfrieden wie im Deutschen Reiche gab. Von den drei Reichsrats­

abgeordneten der DAP fiel Seidl 1915 in Galizien. Riehl und ein großer Teil der 

Mitgliedschaft waren eingezogen, während Jung, Burschofsky, Gattermeyer und 

einige andere Parteiführer vom Militärdienst verschont blieben. Ihre politische 

Tätigkeit beschränkte sich jedoch nach Lage der Dinge darauf, die Parteiorgani­

sation zusammenzuhalten. Die vergeblichen Anstrengungen vieler Deutsch-Öster­

reicher, die Monarchie durch grundlegende konstitutionelle Veränderungen noch 

in den letzten Kriegsjahren zu retten, sind in den Tagebüchern von Josef Redlich 

dramatisch geschildert46. Die DAP war demgegenüber damit beschäftigt, den zum 

Militärdienst verpflichteten deutschen Arbeitern ihre Arbeitsplätze zu sichern47. 

Die Mitgliedschaft in den drei bedeutendsten nationalen Arbeiterverbänden, dem 

„Allgemeinen deutschen Gewerkverein", dem „Reichsbund deutscher Arbeit­

nehmer-Vereinigungen" und der „Zentralkommission deutscher Arbeitnehmer-

Verbände", ging naturgemäß zurück. Allein die in der Zentralkommission ver­

tretenen Gewerkschaften hatten 1916 bereits 12 000 Mitglieder verloren48. 

Riehl prophezeite 1916, der Krieg werde soziale Umwälzungen mit sich bringen, 

die zum Siege des Nationalsozialismus führen würden49 . Die Wirklichkeit gab frei­

lich zu derart optimistischen Prognosen keinen Anlaß. Der Krieg hatte Vollbeschäfti­

gung gebracht. Zudem machten Patriotismus und Zensur die deutschen Arbeiter 

in erster Linie zu Verteidigern des bestehenden Zustandes. Die patriotische Welle 

der ersten Kriegstage, die der, wie es schien, brutale Angriff gegen die gemeinsame 

Heimat des tschechischen und des deutschen Volkes auslöste, hatte zwar eine kurze 

Versöhnungsperiode eingeleitet; doch wurde der alte Gegensatz durch die aus­

einandertretenden Kriegsziele ziemlich rasch verschärft. Die militärischen Erfolge 

Deutschlands, wie sie in Mackensens Sieg über die Rumänen von 1916 zum Aus­

druck kam, beeindruckten Tschechen und Deutsche, aber mit entgegengesetzten 

Wirkungen. Bei den Tschechen riefen sie eine Mißstimmung über die Verstärkung 

der „teutonischen" Macht hervor und bestärkten sie in ihrer Hinneigung zur 

russischen und französischen Seite. Voller Stolz auf ihre Erfolge sahen sich die 

Deutschen hingegen in ihrer Absicht bestätigt, das Nachkriegs-Österreich zu be­

herrschen. 

Auch bei der DAP läßt sich dieser Stimmungsumschwung beobachten. Nachdem 

der Ausdruck Nationalsozialisten sich weithin durchgesetzt hatte, beantragte 

45 Vgl. Deutsche Arbeiter-Zeitung vom 8. 2. 1913, S. 1 u. vom 11. 10. 1913, S. 1. 
46 Josef Redlich, Tagebücher, 2 Bde. (Wien 1953/54), II. 
47 Vgl. Walter Gattermeyer, „Von der Kriegs- zur Friedenswirtschaft", in: Deutsche Ge­

werkschaft vom 1. 10. 1917, S. 2 u. 6. 
48 Deutsche Gewerkschaft (Sonderfolge, Wien, Nov. 1917), S. 2if. u. 17f. 
49 Feldpostbrief vom 3. 11. 1916, zit. nach Schilling a. a. O., S. 180. 
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Walter Gattermeyer auf einer Parteivertreter-Tagung in Aussig im April 1918, 

den Namen auch formell in „Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei" 

(DNSAP) zu ändern, wovon man sich eine größere agitatorische Wirkung ver­

sprach. Übrigens führte Gattermeyer später die nationalen Gewerkschaften der 

neugegründeten österreichischen Republik und half, die österreichische Arbeiter­

schaft für Hitler zu mobilisieren50. Die Namensänderung wurde auf einem Treffen 

der Parteiführer im Mai 1918 in Mähren gebilligt. Die Partei als ganzes stimmte 

auf dem Kongreß in Wien im August 1918 zu und verkündete ein neues Pro­

gramm5 1 . Wieder war Jung Hauptverfasser dieses Programms, das über die grund­

sätzliche Haltung der Partei folgendes ausführte: 

„Die Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei erstrebt die Hebung und 
Befreiung der arbeitenden deutschen Volksschichten aus wirtschaftlicher, politischer 
und geistiger Unterdrückung und ihre volle Gleichberechtigung auf sämtlichen 
Gebieten völkischen und staatlichen Lebens. 

Sie bekennt sich rückhaltlos zur Kultur- und Schicksalsgemeinschaft des gesamten 
deutschen Volkes und geht dabei von der Überzeugung aus, daß sich der Schaffende 
nur innerhalb der natürlichen Grenzen des Volkstums zur vollen Geltung seiner 
Arbeit und Verstandeskraft durchringen kann. 

Er verwirft daher den Zusammenschluß auf allvölkischer Grundlage als wider­
natürlich. Eine Besserung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zustände ist 
vielmehr nur durch Zusammenfassung aller Schaffenden auf dem Boden des ein­
zelnen Volkstums erreichbar. Nicht Umsturz und Klassenkampf, sondern zielbewußte 
schaffende Reformarbeit allein kann die heutigen unhaltbaren Verhältnisse in der 
Gesellschaft überwinden . . . 

Die Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei ist keine engherzige Klassen­
partei, sie vertritt die Belange aller ehrlich schaffenden Arbeit überhaupt. Sie ist 
eine freiheitliche und streng völkische Partei und bekämpft daher alle rückschritt­
lichen Bestrebungen, kirchlichen, adeligen und kapitalistischen Vorrechte und 
jeden fremdvölkischen Einfluß, vor allem aber die überwuchernde Macht des 
jüdisch-händlerischen Geistes auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens. 

Der Einfluß von Arbeit und Wissen in Staat und Gesellschaft ist das Ziel, der 
wirtschaftliche und politische Zusammenschluß des arbeitenden deutschen Volkes 
das Mittel zur Erreichung dieses Zieles." 

Weiter enthält das Programm als auffallende Neuigkeiten Forderungen wie die 

einer „Zusammenfassung des gesamten deutschen Siedlungsgebietes in Europa zum 

sozialen deutschen Reiche", energischen Schutzes des Auslandsdeutschtums sowie 

gesetzlicher Einführung der deutschen Staatssprache. I m übrigen setzte die Pro­

paganda der DNSAP die alte DAP-Opposition gegen die tschechische Arbeiterschaft 

und ausländische Arbeitskräfte im allgemeinen sowie gegen das Finanzkapital, die 

Juden und den Marxismus fort. Sie fügte nur hinzu, daß, wie Hans Krebs später 

schrieb, „deutscher Arbeiter" ein Ehrentitel sei, der nicht nur auf die Handarbeit, 

sondern auf alle Schaffenden Anwendung finden müsse, den Zimmermann und den 

50 Vgl. Gattermeyer, Die Völkischen Gewerkschaften, S. 43. 
51 Das Programm wurde von Riehl als Broschüre gedruckt unter dem Titel: „Unser End­

ziel. Eine Flugschrift für den deutschen Nationalsozialismus", Wien 1918, 5. Aufl., Anh. 
S. 36-41. 
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Bergmann, den Ingenieur und den Bauern, den Universitätsrektor und den Straßen­

kehrer52 . 

1918 ging Jung an die Abfassung seines, wie erwähnt, schon lange geplanten 

größeren theoretischen Werkes53 . Was das geistige Niveau angeht, so handelte es 

sich dabei u m eine Häufung von Trivialitäten; gleichwohl ist das Buch für die 

Gedankenwelt der frühen österreichischen Nationalsozialisten aufschlußreich. Es 

wandte sich an alle arbeitenden Deutschen als die Hauptleidtragenden der Nieder­

lage der Mittelmächte und beschrieb die neue Gesellschaft, zu der man das deutsche 

Volk hinführen wollte. Jung ging von der Auffassung aus, daß das gegenwärtige 

Elend des deutschen Arbeiters auf der Zerstörung seiner eigenständigen Kultur 

durch fremde Einflüsse — vom römischen Recht bis zur modernen „internationalen " 

Zivilisation - beruhe. Der wahre deutsche Geist schien ihm in einem waffen­

berechtigten Freibauerntum und in einem genossenschaftlichen Handwerkertum 

verkörpert, welche in Treue ihren Führern anhingen und von ständischer Unter­

tänigkeit ebenso unberührt wären wie von klassenkämpferischer Gesinnung. Die 

zersetzenden Kräfte der modernen Zivilisation hatten neue Formen des Eigentums, 

Lohnarbeit auf den Gütern und in den Fabriken, Zins, Kredit, liberale Demokratie 

und marxistischen Sozialismus hervorgebracht. Ihre Durchsetzung bedeutete nach 

Ansicht Jungs den Triumph des Materialismus und des „Mammonismus". Diese 

seien Werkzeuge des nach Weltherrschaft strebenden Judentums. Die Sozialdemo­

kraten unterstützten derartige unnatürliche fremdvölkische Mächte, was sich in der 

Verbindung von Sozialismus und Internationalismus zeige. Juden seien Demokra­

ten, Terroristen und Marxisten. Jung betonte, daß es deutsche liberale Unternehmer 

und deutsche und jüdische Sozialdemokraten gewesen seien, die vor 1914 „die 

tschechischen Minderheiten im deutschen Siedlungsgebiet der Sudetenländer ge­

schaffen und gefördert" hätten. Er rühmte Schönerer „als einzigen Politiker von 

Ruf, der Verständnis für die Lage seiner armen Volksgenossen besaß", und be­

dauerte, daß dieser seine Partei zu einer egoistischen Clique habe verfallen lassen. 

Nur die DAP repräsentiere daher den wahren Sozialismus54. 

Das konkrete Programm des nationalen Sozialismus, wie Jung es entwickelte, 

blieb äußerst unbestimmt, nahm aber in seiner Terminologie manches voraus. So 

finden sich darin bereits Parolen wie „Gemeinnutz geht vor Eigennutz", wie 

„Würde der schaffenden Arbeit", wie „gerechte Verteilung des Einkommens" 

oder „rückhaltloses Bekenntnis zu unserem Volke". Das zersetzende Finanzkapital 

wird dem „schaffenden nationalen Kapital" entgegengestellt. Grundrenten und 

Zinsen werden abgelehnt, Monopole, Warenhäuser und Großgrundbesitz sollen ver­

staatlicht werden, während persönliches Eigentum, sofern es „ehrlicher schaffender 

Arbeit" entspringt, als wertvoll erscheint. Das große nationale Ziel sei die „Werk­

gemeinschaft aller Schaffenden", aus der die moralische Wiederherstellung der 

52 Vgl. Hans Krebs, Kampf in Böhmen (Berlin 1938), S. 37 S. 
53 Rudolf Jung, Nationaler Sozialismus, 3. Aufl., München 1922, Einleitung. 
54 Ebenda, S. 1-79. 
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Rasse hervorgehen werde. Im Gegensatz zu Umsturz und Klassenkampf könne 

allein eine „zielbewußte, schaffende Reformarbeit die heutigen unhaltbaren Ver­

hältnisse überwinden". Die nationalsozialistische Partei sei „die Klassenpartei der 

schaffenden Arbeit"55 . Zweifellos war Jung von den gängigen Vorstellungen der 

politischen Publizistik des beginnenden 20. Jahrhunderts in starkem Maße beein­

flußt; er berief sich auf Bodenreformer wie Henry George und A. Damaschke, die 

Freiland-Freigeld-Bewegung (Silvio Gesell), die konservative Revolution, die Neo-

Feudalisten, die Katheder-Sozialisten, ferner auf das marxistische Schrifttum und 

auf Persönlichkeiten wie Oswald Spengler, Paul Lensch und Henry Ford. 

In den ersten Kriegsjahren, in denen der Reichsrat nicht zusammentrat, bildeten 

die Führer der deutschen Fraktionen zur Vertretung der Interessen des Deutsch­

tums in der Monarchie eine lockere Vereinigung, die 1911 als Nationalverband 

begründet worden war. 1916 erklärte der Nationalverband in der Osterbegehrschaft, 

daß das gemeinsame politische Ziel nach dem gewonnenen Kriege nur ein starkes 

und gesundes Österreich unter deutscher Führung sein könne. Es braucht hier 

nicht erörtert zu werden, wie die Ereignisse seit dem Tode Franz Josefs, das Oktober­

manifest Kaiser Karls von 1918, die Bildung des tschechischen Nationalkomitees 

(Cesky Vibor) in Prag, solchen Zielen den politischen Boden entzogen. Nur wenige 

Mitglieder des Nationalverbandes waren auf die plötzliche Erkenntnis, daß der Krieg 

endgültig verloren war, vorbereitet. Nur die Sozialdemokraten hatten sich politische 

Vorstellungen für den Fall einer Niederlage gemacht. Die provisorische National­

versammlung, die am 21 . Oktober von den deutsch-österreichischen Reichsrats­

abgeordneten zur Vorbereitung der Wahlen für eine Konstituante gebildet wurde, 

bestand aus 39 Sozialdemokraten, 70 Christlichsozialen und 101 Vertretern der 

nur locker verbundenen deutschnationalen Gruppen. Die von Josef Schraffl ge­

führten Christlichsozialen und die Mehrheit der Deutschnationalen unter dem ge­

mäßigten Demokraten Otto Steinwender gaben dem Wunsche Ausdruck, die kon­

stitutionelle Monarchie aufrechtzuerhalten. Nur Hans Knirsch als Sprecher der 

Nationalsozialisten und ein anderer unabhängiger Abgeordneter widersprachen 

jeder Form eines föderalistischen Bundes mit den slawischen Staaten und bestanden 

auf dem bedingungslosen Anschluß an Deutschland. Indem er einen österreichi­

schen Staat ablehnte, rief Knirsch in der Versammlung aus: „Lange lebe ein freies, 

soziales Alldeutschland!" Victor Adler erklärte für die Sozialdemokraten, daß seine 

Partei einen föderalistischen Verband mit den slawischen Völkern Österreichs und 

für den Fall, daß dieser nicht möglich sei, eine Föderation mit einer demokratischen 

deutschen Republik anstrebe. Er betonte, daß der neue Staat auf dem Prinzip der 

Volkssouveränität und dem allgemeinen, direkten und gleichen Wahlrecht beruhen 

müsse. Otto Bauer, der nach Friedrich Adlers Inhaftierung die Führung der Linken 

übernommen hatte, stand einem föderalistischen österreichischen Staate ablehnend 

gegenüber, weil er glaubte, ein für die sozialistische Revolution reifes Deutschland 

werde Deutsch-Österreich ein glanzvolles neues Schicksal anbieten; er fügte sich 

aber der Mehrheitsentscheidung. 
56 Ebenda, S. 81 ff. 
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Den meisten Sozialisten erschien die Auflösung des alten Österreich als Teil des 

allgemeinen Siegeszuges der Demokratie in der Welt und als ein Schritt zum 

Triumph des Sozialismus über den Kapitalismus. Ihre Haltung entsprach dem Geist 

jener Monate von 1918 und 1919, in denen die alte Ordnung fast überall in Europa 

vollständig diskreditiert war. Die Richtung, in welche die Sozialisten zielten, konnte 

von einer großen Zahl von Antimarxisten, radikalen Demokraten und extremen 

Nationalisten eingeschlagen werden, zumindest vorläufig. Nachdem aber die Sozia­

listen die Trümmer der alten Ordnung weggeräumt hatten, mußten die Fronten 

zwischen Marxisten und Nationalsozialisten offen aufbrechen. 

Am 29. Oktober 1918, also zehn Tage nach der tschechischen Unabhängigkeits­

erklärung, errichteten die deutschen Abgeordneten aus Böhmen eine eigene Pro-

vinzialregierung für Deutsch-Böhmen, und am folgenden Tage geschah das gleiche 

in Mähren und Schlesien. Beide Regierungen erklärten, daß ihre Gebiete zu 

Deutsch-Österreich gehörten. Aber es gelang keiner dieser spontan gebildeten 

Provinzialregierungen - mit der vorübergehenden Ausnahme von Znaim - an­

gesichts des von den Alliierten bestärkten tschechischen Widerstandes eine funktio­

nierende Verwaltung in Gang zu setzen. Die umstrittenen Provinzen waren nach­

gerade die Hochburg der DNSAP. Während in Paris die Zukunft Habsburgs zur 

Entscheidung stand, waren die deutschen Arbeiter in Böhmen gänzlich erfüllt von 

der bedrängenden Sorge einer kriegerischen Auseinandersetzung mit den Tschechen. 

Die tschechische Sozialdemokratie unterstützte die tschechischen nationalen Parteien 

in der Forderung nach den historischen Grenzen der böhmischen Länder mit 

Einschluß der Slowakei. Die Führer der deutsch-böhmischen Sozialdemokratie 

ihrerseits entzogen sich dem Abwehrkampf gegen die nationale Bedrohung nicht. 

Josef Seliger, der immer ein guter internationaler Sozialist gewesen war, sprach auf 

Massenversammlungen in leidenschaftlichem Ton von der „Liebe zu unserem 

Volke", welche ihn und seine Anhänger beseele. Die gesamte deutsche Bevölkerung 

Böhmens von den bürgerlichen Liberalen unter Rudolf von Lodgman, der die 

Teilung des Landes auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechtes verlangte, 

bis hin zu den Sozialdemokraten unter Seliger und den Nationalsozialisten unter 

Knirsch, verwahrte sich einmütig gegen die Einverleibung Deutsch-Böhmens in 

einen slawischen Staat56. In jenen schicksalhaften Monaten von 1918/19 standen 

sich zwei feindliche „Volksgemeinschaften" gegenüber. Die tschechische Regierung 

in Prag lehnte es jedoch ab, über eine Teilung Böhmens zu verhandeln, und setzte 

bei den Alliierten ihren Anspruch auf die historischen Grenzen durch. Die deut­

schen Provinzialregierungen mußten Reichenberg und Troppau bald tschechischen 

Truppenverbänden preisgeben. Letzten Endes unterlag das vielberufene Selbst­

bestimmungsrecht der Macht der tschechischen Armee und dem, was man in Paris 

für politische Klugheit hielt. Mit der Unterzeichnung des Friedensvertrages von 

St. Germain am 22. September 1919 stimmte die Wiener Regierung der Einglie­

derung der deutschen Gebiete Böhmens und Mährens in die CSR zu. Das bedeutete 

Vgl. Josef Hofbauer u. Emil Strauß, Josef Seliger. Ein Lebensbild, Prag 1930, S. 133-165. 
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für die Entwicklung der nationalsozialistischen Bewegung in Österreich eine deut­

liche Zäsur, über die hinaus sie hier nicht weiterverfolgt werden soll. Dagegen 

erscheint ihre grundsätzliche Charakterisierung angezeigt. 

Die unter dem Begriff des Nationalsozialismus im Vorkriegsösterreich zusammen­

gefaßten Ideen waren weit weniger geschlossen als die des Liberalismus oder 

Sozialismus. Auf die einfachste Formulierung gebracht, liefen sie im wesentlichen 

auf die Forderung hinaus, die Interessen der Nation den Interessen des Indivi­

duums oder einer sozialen Klasse voranzustellen. Die nationalsozialistische Ideologie 

ließ offen, wie sie sich zu den zentralen politischen und wirtschaftlichen Institutio­

nen des modernen Europa, wie dem Privateigentum, dem Prinzip der Volkssouve­

ränität, den Freiheitsrechten und dem Prinzip der wirtschaftlichen Chancen­

gleichheit stellte. Der österreichische Nationalsozialismus war gleichwohl eine radi­

kale demokratische Bewegung; die revolutionären Bestandteile ihrer Ideologie 

traten in den offiziellen Erklärungen nicht immer hervor, enthüllten sich aber im 

Irrationalismus, im bedenkenlosen Opportunismus, in der nationalen Anmaßung 

und dem sozialen und rassischen Extremismus der Bewegung. Sie hatte mit den 

Idealen der Revolutionäre des 19. Jahrhunderts nichts gemein, wie sie auch in das 

Schema von „rechts" und „links" nicht einzuordnen ist, und ihre Revolution 

richtete sich gegen Vernunft und Humanität . 

Die nationalsozialistische Partei war freilich, wie alle deutschen Parteien in das 

Dilemma verstrickt, daß sie den habsburgischen Staat, der trotz der formalen 

Gleichberechtigung der Nationalitäten ein überwiegend deutscher Staat war, nicht 

so rückhaltlos ablehnen konnte, wie die slawischen Parteien es taten, und daß sie 

dadurch in ihrer Radikalität behindert war. Vor allem in Böhmen, wo es zu aller­

erst auf die Einigkeit der deutschen Bevölkerung ankam, konnten die Nationalsozia­

listen nicht Revolution predigen, solange das deutschnationale Bürgertum am 

österreichischen Staatsgedanken festhielt. Die hauptsächliche Triebkraft der natio­

nalsozialistischen Bewegung war daher der Haß der deutsch-böhmischen Arbeiter 

gegen die tschechischen Einwanderer, ihr konkretes Ziel die Beseitigung der 

tschechischen Konkurrenz. Die Nationalsozialisten betrachteten die Tschechen als 

Halbmenschen, und ihre Betonung der Überlegenheit des Deutschtums war im 

Grunde nur eine Rationalisierung ihres Willens, die ökonomische Bedrohung durch 

die Fremdarbeiterschaft abzuwenden. In seinem Buch über den Nationalsozialismus 

warf Jung Tschechen, Juden und andere Fremdvölkische in einen Topf und machte 

sie für die Nöte der deutschen Arbeiterschaft verantwortlich. Die Niederlage der 

Mittelmächte, die Auflösung des habsburgischen Reiches und die Entstehung un­

abhängiger slawischer Staaten auf seinem Boden erschien von hier aus als Ergebnis 

eines langen auf Gedeih und Verderb geführten Kampfes der fremdvölkischen Ein­

flüsse, der sich auf die Zerstörung des deutschen Volkstums richtete. Der öster­

reichische Nationalsozialismus lag daher bei aller lokalen Bedingtheit auf einer 

Linie mit dem sich in ganz Europa ausbreitenden übersteigerten oder, nach der 

Formulierung von Charles Mauras, „integralen Nationalismus". Dieser war als 

Kult einiger weniger Intellektueller unbedeutend, als Kern einer Volksbewegung 
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indessen sehr viel ernster zu nehmen. Nach nationalsozialistischer Auffassung hing 

die Existenz der Deutschen in Deutsch-Böhmen nicht vom Ausgleich mit den 

Tschechen, sondern von deren Austreibung ab - war es daher auch nicht mit indi­

viduellen Anstrengungen getan, u m die Stellung der deutschen Nationalität zu 

wahren, sondern bedurfte es einer planmäßigen Erweiterung des deutschen Lebens­

raumes. Nur in einem deutschen Staate, so hieß es, könne ein deutscher Arbeiter 

seinen vollen Arbeitslohn erhalten. Von solchen Ideen bis zur gewaltsamen „End­

lösung" des tschechischen Problems war nur ein Schritt. 

Das Versprechen, den tschechischen Wettbewerb zu beseitigen und den Deutschen 

Arbeit, ausreichende Löhne und soziale Sicherheit zu gewährleisten, war zwar 

keineswegs von einer einleuchtenden Darstellung der Mittel begleitet, wie das zu 

erreichen wäre. Dennoch besaßen diese Versprechungen eine gewisse Anziehungs­

kraft, weil ihre Erfüllung nicht nach Art der sozialdemokratischen Programme von 

langfristigen politischen und ökonomischen Entwicklungen abhängig gemacht, 

sondern für die unmittelbare Zukunft in Aussicht gestellt wurde. 

Auch sonst kam das nationalsozialistische Programm über eine Sammlung viel­

deutiger Phrasen nicht hinaus. Aus opportunistischen Erwägungen trat die DAP 

sowohl für legales wie spontan-revolutionäres Vorgehen, für Privateigentum wie 

Verstaatlichung, für staatsbürgerliche Gleichheit wie deutsche Vorherrschaft in der 

habsburgischen Monarchie und für die Loyalität gegenüber Österreich wie gegen­

über einem Gesamtdeutschland ein. Die Postulate des Programms waren darauf 

berechnet, die Gunst der Massen zu gewinnen, indem man ihnen schmeichelte und 

ihr Selbstmitleid, ihre moralische Entrüstung und ihre Hoffnung auf einen radi­

kalen Umbruch erweckte. Daß damit ein Teil triftiger Kritik an der hochkapitali­

stischen Industriegesellschaft und an der spezifischen sozialen Situation in Öster­

reich verbunden war, ist gewiß nicht zu bestreiten. Jungs Traum von einer glück­

lichen Bauern- und Handwerksgesellschaft mit Ordnung ohne Unterordnung, mit 

Priorität der gemeinsamen vor den individuellen Bedürfnissen, voll schöpferischer 

Reform und moralischer Erneuerung und ohne Luxus und Materialismus, steht 

im Denken der Zeit nicht allein. 

Die nationalsozialistische „Volksgemeinschaft", welche die Klassenunterschiede 

ausgleichen würde, erschien so als eine Möglichkeit, die gefährliche Zerspaltenheit 

der österreichischen Gesellschaft zu beseitigen. Die unabstreitbaren Nachteile der 

liberalen Demokratie und des marxistischen Sozialismus schienen darin überwun­

den. Man berief sich gern auf eine in der Form „voluntaristische" Demokratie, 

die mit innerer Logik in eine totalitäre Diktatur ausmündet. 

Kann die österreichische nationalsozialistische Bewegung in einer Hinsicht als 

radikaldemokratische Strömung gelten, so gaben ihr die Ablehnung des Kapitalis­

mus und des Parlamentarismus sowie der Glaube, daß die soziale Ungerechtigkeit 

in nicht schlechthin unabänderlichen gesellschaftlichen Institutionen begründet 

sei, zugleich eine sozialistische Färbung. Indessen widersetzte sie sich vielen grund­

legenden sozialistischen Prinzipien, insbesondere dem internationalen und dem 

Klassenkampfgedanken. Freilich wird man sie deshalb nicht zu der Spielart von 
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faschistischen Bewegungen rechnen, die mit der politischen Mobilisierung der re­

aktionären Heinbürgerlichen Massen im Interesse des kapitalistischen Unternehmer­

tums die Arbeiterschaft niederzuhalten suchten. Die nationalen Gewerkschaften 

hatten zwar in den 80er Jahren in hohem Maße ständisches Gepräge, jedoch t rug 

ihnen die Flutwelle des Nationalismus, die der Badeni-Krise von 1897 folgte, 

Tausende von Industriearbeitern zu. So hatte der Nationalsozialismus sowohl im 

nordwestböhmischen Kohlenrevier, wo die Großbetriebe dominierten, wie bei den 

proletarisierten Gesellen des nordöstlichen Böhmen starken Rückhalt. Es entsprach 

der allgemeinen, von Burschofsky bewußt bejahten Tendenz im Strukturwandel 

der Mitgliedschaft, wenn er den Titel seiner Zeitung von „Deutscher Geselle" in 

„Deutscher Arbeiter" veränderte. Praktisch stammten alle nationalsozialistischen 

Führer aus den arbeitenden Schichten, waren Partei und Gewerkschaften demokra­

tisch organisiert und geführt, die Gewerkschaftsführer und der Parteivorstand von 

der Mitgliedschaft gewählt und wurde die Parteipolitik vom Vorstand oder einer 

breiteren Körperschaft gewählter Delegierter diskutiert und bestimmt. Es gibt 

keinen Hinweis darauf, daß das Unternehmertum, die Aristokratie oder Teile des 

Großbürgertums entscheidenden Einfluß gehabt und die Bewegung etwa gegen die 

demokratischen Tendenzen ausgespielt hätten. 

Übrigens stimmt die regionale Ausbreitung des Nationalsozialismus mit der Ver­

breitung der tschechischen Einwanderung nicht genau überein. Sein Einfluß war 

vielmehr durch lokale wirtschaftliche und soziale Verhältnisse und durch den mehr 

zufälligen Faktor der lokalen Führerschaft mitbedingt. Gleichwohl kann man für 

die Zentren des Nationalsozialismus einige charakteristische gemeinsame Merkmale 

nachweisen: 1. Ein nicht lange zurückliegender tschechischer Andrang auf die 

industriellen Berufe im deutschen Sprachgebiet (auch Graz und Wien erfuhren 

den tschechischen Einwanderungsdruck, und so erneuerte sich hier in mehrfacher 

Hinsicht die sozialökonomische und ethnische Situation Nordböhmens). 2. Heraus­

bildung scharfer Konkurrenz auf dem übersättigten Arbeitskräftemarkt auf Grund 

einer Krise in den dominierenden Industriezweigen. 3. Überwiegen industrieller 

Beschäftigungsarten, die handwerkliche Fertigkeiten voraussetzen und ein starkes 

soziales Zusammengehörigkeits- und Gruppenbewußtsein erzeugen. 4. Vorhanden­

sein einer ungewöhnlich stark entwickelten Bindung der deutschen Arbeiter an 

ihre Heimat und ein daraus entspringender Widerwille gegen die freizügige Aus­

nützung der Arbeitschancen an anderen Orten. Es sind daher bestimmte und für 

Österreich weithin spezifische Umstände, auf denen die besondere Wirksamkeit der 

nationalsozialistischen Ideologie im nördlichen Grenzland der Monarchie beruhte. 

Die allgemeine soziale Unsicherheit der deutschen Arbeiterschaft, ihr Unwille 

darüber, daß sie auf dem Arbeitsmarkt von den „niedriger stehenden" Tschechen 

überspielt wurden, und ihre Weigerung, sich kampflos in die Dinge zu fügen, 

wirkten zusammen und erzeugten ein für die Entstehung totalitärer Bewegungen 

ausgesprochen günstiges psychologisches Klima. 

Weiterhin wurden die deutschen Arbeiter, die sich zu ihrer Selbstverteidigung 

in Schutzverbänden zusammengeschlossen hatten, durch kollektive Sympathie-
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bezeugungen und vor allem durch die Demagogie ihrer nationalistischen Führer 

in ihrer Furcht vor den Tschechen und ihrem Haß gegen sie bestärkt. Diese in 

Dachverbänden verknüpften Arbeitervereine bildeten eine Art „deutschnationaler 

Arbeiterbewegung", die neben dem tschechischen Wettbewerb den liberalen Kapi­

talismus und den Marxismus bekämpfte. Unter den gegebenen Umständen, so 

hieß es von seiten der nationalen Arbeiterführer, müßten die deutschen Arbeiter 

realistisch sein und für ihre unverwechselbaren Interessen mit allen verfügbaren 

Mitteln eintreten. Der Führer der Alldeutschen, Georg von Schönerer, dessen Name 

nach der Badeni-Krise in aller Munde war, fungierte auf der Konferenz der natio­

nalen Schutzverbände, die 1899 in Eger stattfand, als Protektor; das starke Inter­

esse, das er ihnen zuwandte, t rug nicht wenig zu ihrer Kräftigung bei. Seine 

zündenden Ansprachen förderten den Mitgliederzulauf und vermittelten den 

Führern das Gefühl, eine Mission zu haben, die über das bloße Feilschen um Arbeits­

plätze und Löhne weit hinausreichte. Schönerer verfocht extrem-nationalistische 

Rassevorstellungen und wagte es, mit der traditionellen deutsch-österreichischen 

Loyalität gegenüber dem habsburgischen Staat und der katholischen Kirche zu 

brechen. Man geht schwerlich fehl, wenn man seinem Einfluß auf die Popularisie­

rung der mystischen Idee der „Volksgemeinschaft" große Bedeutung zumißt. 

Ein anderer Faktor, der zum Aufstieg der nationalsozialistischen Ideologie und 

Bewegung beitrug, war die Haltung der Sozialdemokraten im deutsch-tschechi­

schen Konflikt. Indem sie die Notwendigkeit proletarischer Solidarität ständig be­

tonten und an der Auffassung festhielten, daß die nationalen Unterschiede von der 

Arbeiterbewegung bewußt vernachlässigt oder überwölbt werden müßten, stießen 

sie viele deutsche Arbeiter ab. Die These, daß eine Lösung des Problems der 

tschechischen Konkurrenz nur in Richtung einer Hebung des tschechischen Lebens­

standards zu suchen sei, rief bei vielen Deutschen das Gefühl hervor, als nähmen 

sie einseitig für die Tschechen Partei. So schauten Teile der deutschen Arbeiter 

nach Abhilfe von anderer Seite aus. Die Stimmenzahl der sozialdemokratischen 

Organisationen in Böhmen und Mähren und der Steiermark ging denn auch infolge 

der Einwirkung des Nationalismus auf die Arbeiterschaft zwischen den Wahlen 

von 1907 und 1911 beträchtlich zurück. Darüber hinaus wurde der internationale 

Sozialismus in zunehmendem Maße von den der sozialdemokratischen Partei nahe­

stehenden Gewerkschaften angefochten. Für einige deutsch-böhmische Arbeiter­

führer schien ein Bündnis mit dem Bürgertum der eigenen Nationalität einen 

sichereren Weg zu eröffnen, u m die Lage der Arbeiterschaft zu verbessern, als 

ihm das Festhalten an der proletarischen Solidarität bot. Ausobsky, Schumeier und 

vor allem Pernerstorfer repräsentierten einen beinahe nationalsozialistischen Flügel 

innerhalb der österreichischen Sozialdemokratie. Die offenkundige Unvereinbarkeit 

von proletarischer Geschlossenheit und nationaler Freiheit stellte die Sozialdemo­

kratie vor ein Dilemma, von dem die Nationalsozialisten profitierten. 

Auch allgemeine Faktoren der österreichischen Situation kamen der Bewegung 

zu Hilfe. Nach 1897 machte sich eine starke Strömung zur Anwendung von Gewalt 

und Korruption für die Durchsetzung politischer Zwecke geltend. Bei mehr als 
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einer Gelegenheit dominierten die Methoden der Straße im österreichischen Reichs­

rat. Korrekte parlamentarische Beschlüsse lösten Aufruhr und Blutvergießen aus . 

Gewiß erklärt diese Atmosphäre von Zynismus und Gewaltsamkeit den Aufstieg 

des Nationalsozialismus nicht, aber sie bildete doch eine wichtige Voraussetzung 

dafür, daß so mancher Arbeiter dem Programm der DAP, das zur unmittelbaren 

nationalen Aktion drängte, vor dem gradualistischen und humanitär gefärbten 

Vorgehen der Sozialdemokraten den Vorzug gab. 

Seitdem die DAP ihren Rückhalt hauptsächlich bei der böhmischen Industrie­

arbeiterschaft fand, mußte sie größten Wer t darauf legen, die materiellen Inter­

essen der deutschen Facharbeiter nachdrücklich herauszustellen. Ganz abgesehen 

von ihrer völkischen Ausrichtung vertrat die DAP eine ganze Reihe von Ziel­

setzungen, die ihr in den breiten Schichten Resonanz verschaffen mußten. Unter 

den verschiedenen österreichischen Parteien, die sich für die Interessen der Indu­

striearbeiterschaft einsetzten, war sie die einzige, in der die Führung nicht und 

auch nicht teilweise in den Händen von intellektuellen Überläufern aus anderen 

Klassen lag. Die von ihr verfochtenen Ideen waren in den arbeitenden Schichten 

bereits weit verbreitet, und zahlreiche Sozialdemokraten, Christlichsoziale und 

demokratische Radikale stimmten ihren Kampfparolen insgeheim zu. 

Die Frage, warum sich die DAP nicht zu einer mächtigen Massenpartei entwickelt 

hat, ist einesteils damit zu beantworten, daß ihr Wachstum durch die gleichen 

Faktoren begrenzt wurde, die maßgebend zu ihrem Erfolge beigetragen hatten. 

Sie spiegelte den Geist der Zeit — den Trieb nach Reichtümern und Macht —, aber 

sie war nicht die einzige Partei, die diese Tendenz befolgte und von ihr profitierte. 

Auch die Sozialdemokraten, Christlichsozialen und radikalen Nationalisten legten 

auf die materiellen Zielsetzungen entscheidenden Nachdruck, und je mehr sie in 

dieser Beziehung erreichten, desto weniger hatten ihre proletarischen Anhänger 

Anlaß, sie zugunsten einer neuen Partei im Stich zu lassen. Die relative Prosperität 

des Jahrzehnts zwischen 1904 und 1914 begünstigte den Drang der Arbeiterschaft 

nach höheren Löhnen, geringerer Arbeitszeit, kollektivem Arbeitsvertrag und Er­

weiterung der politischen Demokratie. Die Sozialdemokraten besaßen in dieser 

Beziehung unbestritten die Führung. Noch mehr im Sinne eines begrenzten Erfol­

ges der DAP wirkte vielleicht der Umstand, daß der deutsche Flügel der sozialdemo­

kratischen Partei unter dem Eindruck des sich in der tschechischen Sozialdemokratie 

durchsetzenden Nationalismus nun auch seinerseits das Bestreben der Unternehmer 

bekämpfte, billigere tschechische Arbeitskräfte zu bevorzugen, und daß sie in den 

Wahlen als Gegner der tschechischen Arbeiterpartei auftrat. Das mußte natürlich 

der DAP den Wind aus den Segeln nehmen. 

Einige weitere Gründe dafür, daß die Mitgliedschaft der DAP über eine gewisse 

Grenze nicht hinaus gelangte, mögen hier kurz aufgezählt werden. Das anwachsende 

politische Selbstbewußtsein der kleinen Bauern veranlaßte diese zwar zum Bruch 

mit den Alldeutschen, nicht aber zum Übergang in das Lager der DAP. Sie waren 

vielmehr bestrebt, sich der „Deutschen Agrarpartei" anzuschließen, deren allge­

meine Richtlinien und deren Agrarprogramm den späteren nationalsozialistischen 
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Bauernprogrammen ähnlich waren. Die Masse der Handwerksmeister und Gewerbe­

treibenden hingegen fühlte sich mit den bürgerlichen Klassen zu eng verbunden, 

u m einer Partei beizutreten, die in so hohem Maße Ausdruck der Wünsche der 

Lohnarbeiterschaft war wie die DAP. Daß sich die DAP fast ausschließlich mit 

den Nöten der deutschen Arbeiter in Böhmen und Mähren befaßte, schwächte ihre 

Ausstrahlungskraft in anderen Gebieten und auf soziale Gruppen, für die das 

Problem des tschechischen Wettbewerbs auf dem Arbeitsmarkt noch nicht akut 

oder noch nicht voll bewußt geworden war. Die Mitgliedszahlen wurden natürlich 

auch dadurch herabgedrückt, daß sich die Marxisten mit den nationalen Gewerk­

schafts- und Parteifunktionären prügelten, was von den Marxisten als „Partei­

disziplin", von den Nationalsozialisten als „Parteiterrorismus" bezeichnet wurde. 

Entscheidend war schließlich, daß die nationalsozialistische Bewegung in Öster­

reich keinen Massenführer von Rang, wie Schönerer bei den Alldeutschen oder 

Lueger bei den Christlichsozialen, hervorbrachte oder doch für sich gewann. Die 

Bewegung besaß wohl eine revolutionäre Idee, aber keinen dynamischen Redner, 

der die Massen mit feurigen Bekundungen des revolutionären Willens zu erregen 

verstand. Ihre Führer verkannten den Wert eines kühnen kompromißlosen Auf­

tretens oder befürchteten, dann wegen Hochverrats angeklagt zu werden. Da die 

DAP nicht das Zeug hatte, eine rasche Gesinnungsänderung der Massen herbeizu­

führen, so konnte sie nur hoffen, mittels der Schocktaktik einer rücksichtslosen 

Minderheit Macht zu gewinnen. Dafür aber fehlte ihr die schlechthin unentbehr­

liche „Unbedingtheit", welche Schönerer und später Hitler in politische Münze 

umzusetzen wußten. Die eigenständigen Programmpunkte des österreichischen 

Nationalsozialismus wurden doch nur mit halbem Herzen vorgetragen und ent­

hielten nur ganz wenige durchschlagende Schlüsselworte wie „Blut", „Boden" 

und „Führertum". 

Das Ausmaß und die Art der Beziehungen zwischen der österreichischen Natio­

nalsozialistischen Partei, die sich aus der DAP herausbildete, und der NSDAP 

Hitlers sind hier im einzelnen nicht zu erörtern. Man kann nicht sagen, daß diese 

den Boden für jene bereitet oder ein Modell für sie dargestellt hätte, und doch sind 

die Ähnlichkeiten zwischen ihnen zu zahlreich und offenkundig, u m nur als 

zufällig gelten zu können. Die personalen Verbindungslinien kamen hinzu. Sie 

wurden auch durch die allmähliche Auflösung der Partei nach Kriegsende nicht 

unterbunden. Ihre Mitglieder wurden Angehörige verschiedener Staaten, und die 

Partei zerfiel in selbständige Sektionen innerhalb der Deutsch-österreichischen 

Republik, der Tschechoslowakei und Polens. Knirsch und Jung waren die führenden 

Persönlichkeiten der tschechoslowakischen Partei, welche von etwa einem Dutzend 

lokaler Zeitungen gestützt wurde. In dem früher zu Österreichisch-Schlesien, jetzt 

zu Polen gehörenden Bielitz lag der Vorsitz bei Oskar Kotschi, in der Deutsch­

österreichischen Republik bei Riehl, der zugleich als geschäftsführender Vorsitzen­

der der sogenannten „Zwischenstaatlichen Kanzlei" fungierte, welche die zer­

schlagene Partei zusammenhalten sollte. Als 1919 die NSDAP in München ge­

gründet wurde, föderierte sie sich unter dem Vorsitz Riehls mit der österreichischen, 
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tschechoslowakischen und polnischen Sektion. Die hauptsächliche Tätigkeit der 

Nationalsozialisten - wie sie nunmehr im modernen Wortsinne bezeichnet werden 

können - in Österreich, der Tschechoslowakei und Polen während der frühen 

20er Jahre bestand in der Agitation für den Anschluß und in der Propaganda und 

Organisationstätigkeit für die Bildung einer einflußreichen politischen Massen­

bewegung. 1923 strebte ein Flügel der Partei ihre vollständige Unterordnung unter 

Hitler an; 1926 stimmte die Mehrheit auf einer Konferenz der österreichischen 

Parteiführer, die in München und bezeichnenderweise unter Hitlers Vorsitz statt­

fand, für die unbedingte persönliche Führerschaft Hitlers und für sein 25-Punkte-

Programm, wie das die deutsche Partei 1925 getan hatte. Seitdem war der öster­

reichische Nationalsozialismus auf das engste mit der Person Hitlers verknüpft, und 

er wurde häufig einfach „Hitlerbewegung" genannt. 

S I E G F R I E D BAHNE 

ZWISCHEN „LUXEMBURGISMUS" UND „STALINISMUS" 

Die „ultralinke" Opposition in der KPD 

An den ersten Jahren nach der Gründung des Sowjetstaates hatten die bolsche­

wistischen Führer auf den baldigen Sieg der „proletarischen Revolution" in 

Mittel- und Westeuropa gehofft1. Die Niederlagen der deutschen und bulgarischen 

kommunistischen Parteien im Jahre 1923 zeigten jedoch das Ende der revolutio­

nären Periode in Europa nach dem ersten Weltkrieg an 2 ; es folgten die ruhigeren 

Jahre bis zum Beginn der Weltwirtschaftskrise, von den Kommunisten als Periode 

der „relativen Stabilisierung des Kapitalismus " bezeichnet. Die geänderte Situation 

bedingte eine Überprüfung der kommunistischen „Strategie"3. Gerade in dieser 

Zeit aber wurde die kommunistische Bewegung ihres wichtigsten Führers beraubt. 

Nach dem Tode Lenins erschütterten die Kämpfe u m seine Nachfolge und u m die 

1 Vgl. z. B. W. I. Lenin, Ausgew. Werke, Bd. II, S. 552; J. Stalin, Werke, Bd. VI, S. 246. 
2 Die hoffnungsvollen Worte G. Sinowjews im Oktober 1923: „Die proletarische Revo­

lution pocht an Deutschlands Türe, was nur ein Blinder nicht sehen kann. . . . Nach einiger 
Zeit wird es jedem klar werden, daß die Herbstmonate des Jahres 1923 nicht nur in der 
Geschichte Deutschlands, sondern . . . in der Geschichte der ganzen Menschheit, einen 
Wendepunkt darstellen . . . " (Internat. Presse-Korrespondenz — zit. Inprekorr — 3, 1923, 
S. 1387) erwiesen sich als eine der vielen Fehlprognosen des ersten Komintern-Vorsitzenden. 

3 Vor allem Engels und Lenin hatten militärtheoretische Aspekte in den Marxismus und 
Leninismus eingefügt. Stalin definierte 1924: „Die Strategie ist die Festlegung der Richtung 
des Hauptschlags des Proletariats. . . . Sie ändert sich mit dem Übergang der Revolution 
von einer Etappe zur anderen, bleibt jedoch während der ganzen Zeitdauer der gegebenen 
Etappe unverändert. . . . Die Taktik ist die Festlegung der Linie des Handelns des Proletariats 
für die verhältnismäßig kurze Periode der Flut oder Ebbe der Bewegung . . . Die Taktik ist 
ein Teil der Strategie, der ihr untergeordnet ist und ihr dient." (Werke, Bd. VI, S. 134-136). 


